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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


In der Anlage 1 übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über die Personalver- 
tretungen in den öffentlichen Verwaltungen 
und Betrieben 
(Persona! Vertretungsgesetz) 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen. 

Für den Gesetzentwurf ist der Bundesminister des Innern feder- 
führend. 

Der Bundesrat hat zu dem Entwurf in seiner 81. Sitzung am 
28. März 1952 gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes 
Stellung genommen und die sich aus der Anlage 2 ergebenden 
Änderungen vorgeschlagen. Im übrigen hat der Bundesrat keine 
Einwendungen erhoben. Er ist der Ansidit, daß das Gesetz seiner 
Zustimmung bedarf. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu dem Besdiluß des 
Bundesrates ergibt sich aus der Anlage 3. 

Eine vergleichende Aufstellung der Vorlage der Bundesregierung, 
der Änderungsvorsdiläge des Buiidesrates und der Stellungnahme 
der Bundesregierung dazu ist als Anlage 4 beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Blücher 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

Über die Personalvertretungefi in den öffentlichen Verwaltungen und Betrieben 

(Personal Vertretungsgesetz) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

L TEIL 
Im Bunde 

ERSTES KAPITEL 
Allgemeine Vorschriften 

§ 1 

(1) Zur Beteiligung der Bediensteten an den 
-sie berührenden Angelegenheiten werden in 
den Verwaltungen und Betrieben des Bundes 
und der bundesunmittelbaren Körperschaften, 
Anstalten und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts Personalvertretungen gebildet. 

(2) Die Aufgaben der Gewerkschaften und 
Arbeitgebervereinigungen werden durch dieses 
Gesetz nicht berührt. 

§ 2 

Bedienstete im Sinne dieses Gesetzes sind 
die Beamten, die Angestellten und die Arbeiter 
sowie die Lehrlinge und Anlernlinge. 

§ 3 

Wer Beamter ist, bestimmen die Beamten- 
gesetze. 

§4 

(1) Als Angestellte im Sinne dieses Gesetzes 
gelten Arbeitnehmer, die nach ihrem Arbeits- 
vertrage als Angestellte eingestellt sind. 

(2) Als Angestellte gelten auch Lehrlinge, 
die sich ln Ausbildung zu einem Angestellten- 
beruf befinden sowie das mit einfachen oder 
mechanischen Dienstleistungen beschäftigte 
Büropersonal. 


§ 5 

Als Arbeiter im Sinne dieses Gesetzes gel- 
ten Arbeitnehmer, die nach ihrem Arbeitsver- 
trag als Arbeiter eingestellt sind, sowie die 
Lehrlinge, die nicht für einen Angestellten- 
beruf ausgebildet werden. 

§6 

Die oberste Dienstbehörde kann durch Rechts- 
verordnung bestimmen, daß die Zugehörigkeit 
von Bediensteten zu den Gruppen der Beam- 
ten, der Angestellten oder der Arbeiter unter 
Berücksichtigung der besonderen Verhältnisse 
einer Behörde oder Betriebsverwaltung und 
der Tätigkeit der Bediensteten abweichend 
von den Vorschriften der §§ 3 bis 5 geregelt 
wird. 

§7 

(1) Als Dienststellen im Sinne dieses Geset- 
zes gelten die Behörden und Verwaltungs- 
stellen (§ 151 Abs. 6 des Deutschen Beamten- 
gesetzes) der in § 1 bezeichneten Verwaltun- 
gen und die Betriebe. 

(2) Bestandteile von Dienststellen können 
zu Dienststellen Im Sinne dieses Gesetzes 
erklärt werden, wenn die oberste Dienstbe- 
hörde oder die Leitung der Betriebsverwal- 
tung dies für zweckmäßig hält. Vor der Ent- 
scheidung sind die Bediensteten zu hören. Ist 
eine Personalvertretung oder ein Wahlvor- 
stand vorhanden, deren Dienststelle von der 
Entscheidung betroffen wird, so ist ihre Zu- 
stimmung (§ 62) an Stelle der Anhörung der 
Bediensteten erforderlich. 

§ 8 

Für die Dienststelle handelt deren Leiter, 
sein Vertreter oder Beauftragter. 
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ZWEITES KAPITEL 


Der Personalrat 
ERSTER ABSCHNITT 
Zusammensetzung und Wahlen 

§ 9 

(1) Wahlberechtigt zur Personalvertretung 
(Personalrat) einer Dienststelle sind alle Be- 
diensteten, welche die bürgerlichen Ehren- 
rechte besitzen, am Wahltage das 18. Lebens- 
jahr vollendet haben und mindestens seit drei 
Monaten in öffentlichen Verwaltungen oder 
von ihnen geführten Betrieben beschäftigt 
sind. 

(2) Wer zu einer Dienststelle abgeordnet 
Ist, ist auch in ihr wahlberechtigt. 

(3) Nicht wahlberechtigt sind 

a) Personen, die im Verlaufe ihrer Ausbil- 
dung beschäftigt werden, 

b) Personen, deren Beschäftigung überwie- 
gend nicht ihrem Erwerb dient, sondern 
durch Beweggründe karitativer oder reli- 
giöser Art bestimmt Ist, 

c) Personen, deren Beschäftigung überwie- 
gend ihrer Heilung, Wiedereingewöhnung, 
sittlichen Besserung oder Erziehung dient, 

d) Personen, die wöchentlich regelmäßig 
weniger als 24 Stunden beschäftigt sind. 

§ 10 

(1) Wählbar sind alle Wahlberechtigten, 
die am Wahltage das 24. Lebensjahr vollendet 
haben, seit mindestens sechs Monaten In der 
Dienststelle und seit mindestens einem Jahr 
in öffentlichen Verwaltungen oder von ihnen 
geführten Betrieben beschäftigt sind. 

(2) Nicht wählbar ist, wer sich noch in 
Berufsausbildung befindet. 

(3) Nicht wählbar sind die Leiter der 
Dienststellen und ihre ständigen Vertreter 
nach Maßgabe des Verwaltungsaufbaus und 
der Dienstanweisungen sowie Bedienstete, die 
zu Entscheidungen in Personalangelegenheiten 
befugt sind. Das gleiche gilt für Bedienstete, 
die zu einer Dienststelle abgeordnet sind und 
in der bisherigen Dienststelle keinen Dienst 
leisten. 

(4) Wer das Wahlrecht zum Deutschen 
Bundestag nicht besitzt, Ist nicht wählbar. 


§11 

Besteht die Dienststelle weniger als ein 
Jahr, so bedarf es für die Wählbarkeit nicht 
der sechsmonatigen Zugehörigkeit zur Dienst- 
stelle. Das gleiche gilt für die einjährige Be- 
schäftigung im öffentlichen Dienst, wenn 
nicht mindestens drei Mal so viel wählbare 
Bedienstete jeder Gruppe vorhanden wären, 
als nach den §§12 und 13 zu wählen sind. 

§ 12 

(1) In allen Dienststellen, die in der Regel 
mindestens fünf Wahlberechtigte beschäfti- 
gen, von denen drei wählbar sind, werden 
Personalräte gebildet. 

(2) Der Personalrat besteht in Dienststel- 
len mit In der Regel 

5 bis 20 wahlberechtigten Bediensteten 
aus einer Person, 

21 b is 50 wahlberechtigten Bediensteten 
aus drei Mitgliedern, 

51 bis 100 wahlberechtigten Bediensteten 
aus fünf Mitgliedern, 

101 bis 300 wahlberechtigten Bediensteten 
aus sieben Mitgliedern, 

301 bis 600 wahlberechtigten Bediensteten 
aus neun Mitgliedern, 

601 bis 1000 wahlberechtigten Bediensteten 
aus elf Mitgliedern. 

Die Zahl der Mitglieder erhöht sich in Dienst- 
stellen mit 1001 bis 5000 wahlberechtigten 
Bediensteten um je zwei für je weitere ange- 
fangene 1000, mit 5001 und mehr wahlbe- 
rechtigten Bediensteten um je 2 für je weitere 
angefangene 2000. 

(3) Die Höchstzahl der Mitglieder beträgt 25. 

§ 13 

(1) Sind In der Dienststelle Beamte, Ange- 
stellte und Arbeiter beschäftigt, so muß iede 
dieser Gruppen entsprechend ihrem zahlen- 
mäßigen Stärkeverhältnis im Personalrat ver- 
treten sein, v/enn dieser aus mindestens drei 
Mitgliedern besteht. Bei gleicher Stärke der 
Gruppen entscheidet das Los. 

(2) Eine Gruppe erhält wenigstens 

bis zu 50 Gruppenangehörigen 

1 Vertreter, 

bei 51 bis 200 Gruppenangehörigen 

2 Vertreter, 

bei 201 bis 600 Gruppenangehörigen 

3 Vertreter, 
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bei 601 bis 1000 Gruppenangehörigen 

4 Vertreter, 

bei 1001 bis 3000 Gruppenangehörigen 

5 Vertreter, 

bei 3001 und mehr Gruppenangehörigen 

6 Vertreter. 

(3) Die Feststellung des Zahlenverhältnisses 
erfolgt durch den Wahlvorstand nach den 
Grundsätzen der Verhältniswahl. 

(4) Eine Gruppe erhält keine Vertretung, 
wenn ihr nicht mehr als fünf Personen an- 
gehören und diese nicht mehr als ein Zwan- 
zigstel der Bediensteten der Dienststelle dar- 
stellen. 

§ 14 

Die Verteilung der Mitglieder des Personal- 
rats auf die Gruppen kann abweichend von 
den Vorschriften des § 13 geordnet werden, 
wenn jede Gruppe dies vor der Neuwahl In 
getrennter geheimer Abstimmung beschließt. 

§ 1 =^ 

(1) Der Personalrat wird in geheimer und 
unmittelbarer Wahl gewählt. 

(2) Besteht der Personalrat aus mehr als 
einer Person, so wählen die Beamten, Ange- 
stellten und Arbeiter ihre Vertreter (§ 13) je 
in getrennten Wahlgängen, es sei denn, daß 
jede Gruppe in getrennter geheimer Abstim- 
mung die gemeinsame Wahl beschließt. 

(3) Die Wahl erfolgt nach den Grund- 
sätzen der Verhältniswahl. In Dienststellen, 
deren Personalrat aus einer Person besteht^. 
wird dieser mit einfacher Stimmenmehrheit 
gewählt; das gleiche gilt für Gruppen, denen 
nur ein Vertreter im Personalrat zusteht. 

(4) Jeder Bedienstete darf nur auf einer 
Vorschlagsliste benannt werden. 

§ 16 

Der Personalrat soll sich möglichst aus Ver- 
tretern der verschiedenen Beschäftigungsarten 
der In der Dienststelle tätigen männlichen 
und weiblichen Bediensteten zusammensetzen. 

§ 17 

(1) Spätestens sechs Wochen vor Ablauf 
seiner Amtszeit kann der Personalrat einen 
aus drei Wahlberechtigten bestehenden Wahl- 
vorstand und einen der Bestellten als Vorsit- 
zenden bestellen. Im Wahlvorstand müssen 
ln Dienststellen mit Beamten, Angestellten 


und Arbeitern sämtliche Gruppen vertreten 
sein. 

(2) Besteht vier Wochen vor Ablauf der 
Amtszeit des Personalrats kein Wahlvorstand, 
so beruft der Leiter der Dienststelle auf An- 
trag eines Wahlberechtigten oder einer in der 
Dienststelle vertretenen Gewerkschaft eine 
Personalversammlung ein. In der ein Wahl- 
vorstand gemäß Absatz 1 gewählt wird. 

§ 18 

Besteht in der Dienststelle bei Inkrafttreten 
dieses Gesetzes ein Personalrat nicht oder 
wird eine Dienststelle neu errichtet oder wird 
In der Dienststelle die für die Errichtung 
eines Personalrats vorgeschriebene Mindest- 
zahl von Bediensteten erreicht, so beruft der 
Leiter der Dienststelle auf Antrag mindestens 
eines Wahlberechtigten oder einer in der 
Dienststelle vertretenen Gewerkschaft eine 
Personalversammlung ein, in der ein Wahl- 
vorstand gemäß § 17 Abs. 1 gewählt wird. 

§ 19 

Der Wahlvorstand hat die Wahl unver- 
züglich einzuleiten; sie soll spätestens nach 
sechs Wochen stattfinden. Kommt der Wahl- 
vorstand dieser Verpflichtung nicht nach, so 
beruft der Leiter der Dienststelle auf Antrag 
eines Wahlberechtigten oder einer in der 
Dienststelle vertretenen Gewerkschaft eine 
Personalversammlung ein, auf der ein neuer 
Wahlvorstand gewählt wird, 

§ 20 

(1) Niemand darf die Wahl des Personal- 
rats behindern. Insbesondere darf kein Wahl- 
berechtigter In der Ausübung des aktiven und 
passiven Wahlrechts beschränkt werden. 

(2) Die Wahl des Personalrats darf nicht 
rechtswidrig oder durch Gewährung oder 
Versprechung von Vorteilen beeinflußt werden. 

(3) Die sachlichen Kosten der Wahl trägt 
die Dienststelle. Notwendige Versäumnis von 
Arbeitszeit infolge der Ausübung des Wahl- 
rechts, der Teilnahme In der in den §§ 17 
und 18 genannten Personalversammlungen 
oder Betätigung im Wahlvorstand hat keine 
Minderung der Dienstbezüge (des Arbeits- 
entgelts) zur Folge, 

§21 

(1) Die Wahl Ist anfechtbar, wenn gegen 
wesentliche Vorschriften über das Wahlrecht, 
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die Wahlart oder das Wahlverfahren ver- 
stoßen worden ist. Dies gilt nicht, wenn der 
Verstoß das Wahlergebnis nicht geändert 
oder beeinflußt hat. 

(2) Die Anfechtung kann von jedem Wahl- 
berechtigten, jeder in der Dienststelle ver- 
tretenen Gewerkschaft oder der Dienststelle 
binnen einer Frist von 14 Tagen nach Be- 
kanntgabe des Wahlergebnisses durch Klage 
beim Verwaltungsgericht geltend gemacht 
werden. 

§ 22 

(1) Beschäftigt eine Dienststelle während 
bestimmter Zeiten des Jahres oder zur Er- 
füllung bestimmter Arbeitsaufgaben minde- 
stens 21 Bedienstete nur vorübergehend, so 
wählen diese mit einfacher Stimmenmehrheit 
bei 21 bis 50 nichtständigen Bediensteten 

1 Sprecher, 

bei 51 bis 100 nichtständigen Bediensteten 

3 Sprecher, 

bei 100 und mehr nichtständigen 

Bediensteten 5 Sprecher. 
Der Personalrat bestimmt den Wahlvorstand 
und seinen Vorsitzenden. Im übrigen gelten 
für die Wahl der Sprecher die Vorschriften 
der §§ 9, 10, 15, 16, 19, 20 und 21 mit Aus- 
nahme der Vorschriften über die Dauer der 
Zugehörigkeit zum öffentlichen Dienst und 
zur Dienststelle entsprechend. 

(2) In Dienststellen, die In der Regel min- 
destens zehn jugendliche Bedienstete beschäf- 
tigen, werden Jugendsprecher gewählt. Ab- 
satz 1 gilt entsprechend mit der Maßgabe, daß 
die Vorschriften In den §§ 9 und 10 über das 
Mindestalter keine Anwendung finden. 

ZWEITER ABSCHNITT 

Amtszeit 

§ 23 

(1) Die Amtszeit des Personalrats beträgt 
zwei Jahre. Sie beginnt mit dem Tage der 
Wahl oder, wenn zu diesem Zeitpunkt noch 
ein Personalrat besteht, mit Ablauf von 
dessen Amtszeit. 

(2) Wiederwahl ist zulässig. 

§ 24 

(1) Eine Neuwahl Ist gemäß § 17 einzu- 
leiten, wenn 


a) mit Ablauf eines Jahres, vom Tage der 
Wahl gerechnet, die Zahl der regelmäßig 
Beschäftigten um die Hälfte, mindestens 
aber um 50 gestiegen oder gesunken ist 
oder 

b) die Gesamtzahl der Personalratsmitglieder 
auch nach Eintreten sämtlicher Ersatzmit- 
glieder unter die vorgeschriebene Zahl der 
Personalratsmitglieder gesunken ist oder 

c) der Personalrat mit Mehrheit seinen 
Rücktritt beschlossen hat oder 

d) gemäß § 25 der Personalrat durch gericht- 
liche Entscheidung aufgelöst wird. 

(2) In Fällen des Absatzes 1 Buchstaben 
a bis c führt der bestehende Personalrat die 
laufenden Geschäfte weiter, bis der neue 
Personalrat gewählt ist. 

(3) Der Personalrat hört auf zu bestehen, 
wenn nicht nur vorübergehend 

a) die Voraussetzungen für die Bildung eines 
Personalrats entfallen oder 

b) die Dienststelle zu bestehen aufhört. 

§ 25 

(1) Ein Viertel der Wahlbereditlgten, der 
Dienststellenleiter oder eine Im Betrieb ver- 
tretene Gewerkschaft kann gegen den Per- 
sonalrat beim Verwaltungsgericht Klage auf 
Ausschluß eines Mitgliedes aus dem Personal- 
rat oder auf Auflösung des Personalrats 
wegen grober Vernachlässigung oder Ver- 
letzung seiner gesetzlichen Befugnisse oder 
Pflichten erheben. Der Personalrat kann aus 
diesem Grunde gegen ein Mitglied Klage 
beim Verwaltungsgericht auf Ausschluß aus 
dem Personalrat erheben. 

(2) Ist der Personalrat aufgelöst, so setzt 
der Vorsitzende des Verwaltungsgerichts im 
Wege der einstweiligen Anordnung nach An- 
hörung der Beteiligten einen vorläufigen Per- 
sonalrat ein, dieser hat unverzüglich eine 
Neuwahl einzuleiten. 

§ 26 

Die Mitgliedschaft im Personalrat erlischt 
durch 

a) Ablauf der Wahlzelt, 

b) Amtsniederlegung, 

c) Beendigung des Dienstverhältnisses, 

d) Ausscheiden aus der Dienststelle, 

e) Verlust der Wählbarkeit, 
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f) gerichtliche Entscheidung nach § 25, 

g) Feststellung nach Ablauf der in § 21 Abs. 2 
bczeichneten Frist, daß der Gewählte nicht 
wählbar war. 

§ 27 

Die Mitgliedschaft im Personalrat ruht, 
solange ein förmliches Dienststrafverfahren 
schwebt (§ 78 RDStO). 

§ 28 

(1) Scheidet ein Mitglied aus, so tritt ein 
Ersatzmitglied nach den Bestimmungen der 
Wahlordnung ein. Dies gilt auch für das Ein- 
treten der Ersatzmitglieder als Stellvertreter 
für zeitweilig verhinderte Mitglieder des Per- 
sonalrats. 

(2) Die Ersatzmitglieder werden der Reihe 
nach aus den nicht gewählten Bediensteten 
derjenigen Vorschlagslisten entnommen, denen 
die zu ersetzenden Mitglieder angehören. Ist 
der ausgeschiedene oder verhinderte Vertreter 
mit einfacher Stimmenmehrheit gewählt (§ 14 
Abs. 3 Satz 2), so tritt der nicht gewählte 
Bedienstete mit der nächsthöchsten Stimmen- 
zahl als Ersatzmitglied ein. 

(3) Im Falle des § 24 Abs. 1 Buchst, c 
treten Ersatzmitglieder nicht ein. 

§ 29 

(1) Die Amtszeit der in § 22 Abs. 1 be- 
zeichneten Sprecher endet mit Ablauf des für 
die Beschäftigung der nichtständigen Be- 
diensteten vorgesehenen Zeitraums oder mit 
Erfüllung von deren Arbeitsaufgaben. Im 
übrigen gelten die Vorschriften dieses Ab- 
schnittes mit Ausnahme des § 23 und des § 24 
Abs. 1 Buchst, a sinngemäß. 

(2) Die Amtszeit der Jugendsprecher (§ 22 
Abs. 2) beträgt ein Jahr. Im übrigen gelten 
die Vorschriften dieses Abschnittes mit Aus- 
nahme des § 24 Abs. 1 Buchst, a sinngemäß. 

DRITTER ABSCHNITT 

Geschäftsführung 

§ 30 

(1) Der Personalrat wählt mit einfacher 
Mehrheit aus seiner Mitte einen Vorsitzenden 
und einen stellvertretenden Vorsitzenden. Ge- 
hören dem Personalrat Beamte, Angestellte 


und Arbeiter an, so muß einer der beiden 
Vorsitzenden Beamter, einer Angestellter oder 
Arbeiter sein. 

(2) Der Vorsitzende des Personalrats und 
im Falle seiner Verhinderung sein Stellver- 
treter vertreten den Personalrat im Rahmen 
der von Ihm gefaßten Beschlüsse. 

§ 31 

Hat der Personalrat neun oder mehr Mit- 
glieder, so wählt er aus seiner Mitte mit 
einfacher Stimmenmehrheit drei Ausschuß- 
mitglieder. Die Ausschußmitglieder bilden 
zusammen mit dem Vorsitzenden und dem 
stellvertretenden Vorsitzenden den Personal- 
ausschuß für die laufende Geschäftsführung. 
Er muß aus Angehörigen der im Personalrat 
vertretenen Gruppen bestehen. 

§ 32 

(1) Spätestens eine Woche nach dem Wahl- 
tag hat der Wahlvorstand die Mitglieder des 
Personalrats zur Vornahme der nach den 
§§ 30 und 31 vorgeschriebenen Wahlen ein- 
zuberufen. 

(2) Alle weiteren Sitzungen beraumt der 
Vorsitzende an. Er setzt die Tagesordnung 
fest und leitet die Verhandlungen. Der Vor- 
sitzende hat sämtliche Mitglieder des Per- 
sonalrats rechtzeitig unter Mitteilung der 
Tagesordnung zu laden. 

(3) Auf Verlangen eines Viertels der Per- 
sonalratsmitglieder oder der Dienststelle hat 
der Vorsitzende eine Sitzung anzuberaumen 
und den beantragten Beratungsgegenstand auf 
die Tagesordnung zu setzen. 

(4) Der Leiter der Dienststelle oder sein 
Beauftragter (§ 8) nimmt an den Sitzungen, 
die auf Verlangen der Dienststelle anberaumt 
sind oder zu denen sie ausdrücklich eingeladen 
ist, mit beratender Stimme teil. Gehört die 
Dienststelle einer Arbeitgebervereinigung an, 
so kann sie einen Vertreter dieser Vereinigung 
mit beratender Stimme zuziehen. 

§ 33 

(1) Die Sitzungen des Personalrats finden 
unter Berücksichtigung der dienstlichen Ver- 
hältnisse in der Regel während der Arbeits- 
zeit statt. Sie sind nicht öffentlich. 

(2) Der Leiter der Dienststelle ist recht- 
zeitig, in der Regel spätestens 24 Stunden vor 
Beginn von Sitzungen, die während der 
Arbeitszeit stattfinden sollen, zu benachrich- 
tigen. 
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§ 34 

Der Personalrat kann von Fall zu Fall be- 
schließen, daß je ein Beauftragter der unter 
den Mitgliedern des Personalrats vertretenen 
Gewerkschaften berechtigt ist, an den Sitzun- 
gen mit beratender Stimme teilzunehmen. 

§ 35 

(1) Die Beschlüsse des Personalrats werden 
mit einfacher Mehrheit der stimmberechtigten 
Mitglieder gefaßt. Bei Stimmengleichheit ist 
ein Antrag abgelehnt. 

(2) Der Personalrat ist beschlußfähig, wenn 
mindestens die Hälfte der in der Angelegen- 
heit stimmberechtigteri Personalratsmitglieder 
erschienen ist; Stellvertretung durch Ersatz- 
mitglieder ist zulässig. 

§ 36 

(1) In Angelegenheiten, die ausschließlich 
Beamte betreffen, sind unbeschadet der ge- 
meinsamen Beratung nur deren Vertreter be- 
rufen und stimmberechtigt. 

(2) In Angelegenheiten, die ausschließlich 
Angestellte und Arbeiter betreffen, sind un- 
beschadet der gemeinsamen Beratung nur die 
Vertreter der Angestellten und Arbeiter be- 
rufen und stimmberechtigt, 

(3) Absätze 1 und 2 gelten nicht für den 
Fall, daß eine Gruppe im Personalrat nicht 
vertreten ist. 

§ 37 

(1) Erachtet die Mehrheit der Vertreter 
einer Gruppe einen Beschluß des Personalrats 
als eine erhebliche Beeinträchtigung wichtiger 
Interessen der durch sie vertretenen Be- 
diensteten, so ist auf ihren Antrag der Be- 
schluß auf die Dauer von einer Woche auszu- 
setzen, damit in dieser Frist eine Verstän- 
digung, gegebenenfalls mit Hilfe der Gewerk- 
schaften, versucht werden kann. 

(2) Nach Ablauf dieser Frist Ist über die 
Angelegenheit neu zu beschließen. Wird der 
erste Beschluß bestätigt, so kann der Antrag 
auf Aussetzung nicht erneut gestellt werden. 

§ 38 

An der Verhandlung von Fragen, welche 
die Interessen der nichtständigen Bediensteten 
wesentlich berühren, nehmen die gemäß § 22 
Abs. 1 zu wählenden Sprecher mit beratender 


Stimme teil. Das gleiche gilt für die Teil- 
nahme eines Jugendsprechers (§ 22 Abs. 2) an 
Verhandlungen über Angelegenheiten der 
jugendlichen Bediensteten. 

§ 39 

(1) Über jede Verhandlung des Personal- 
rats ist eine Niederschrift aufzunehmen, die 
mindestens die Namen der erschienenen Mit- 
glieder, den Wortlaut der Beschlüsse und die 
Stimmenmehrheit, mit der sie gefaßt sind, 
enthält. Die Niederschrift muß vom Vor- 
sitzenden und einem weiteren Mitglied unter- 
zeichnet sein. 

(2) Soweit die Dienststelle In der Sitzung 
vertreten ist, ist Ihr auch die Niederschrift 
zur Unterzeichnung vorzulegen und eine Ab- 
schrift zu übergeben. 

§ 40 

Weitere Bestimmungen über die Geschäfts- 
führung trifft der Personalrat in einer Ge- 
schäftsordnung, die er sich selbst gibt. 

§ 41 

(1) Die Mitglieder des Personalrats führen 
ihr Amt ehrenamtlich und unentgeltlich. 

(2) Versäumnis von Arbeitszeit, die zur 
ordnungsmäßigen Durchführung der Aufgaben 
des Personalrats erforderlich ist, hat keine 
Minderung der Dienstbezüge (des Arbeits- 
entgelts) zur Folge. 

(3) Mitglieder des Personalrats sind von 
ihrer dienstlichen Tätigkeit freizustellen, wenn 
und soweit es nach dem Umfange oder der 
Eigenart der Verwaltung oder des Betriebes 
zur ordentlichen Durchführung ihrer Auf- 
gaben erforderlich Ist. Einzelheiten können in 
einer Dienstvereinbarung geregelt werden. 

§ 42 

In Dienststellen, die regelmäßig mehr als 
100 Bedienstete beschäftigen, kann der Per- 
sonalrat im Einvernehmen mit der Dienst- 
stelle Sprechstunden des Personalratsvorsitzen- 
den O'der anderer vom Personalrat bestimmter 
Mitglieder an einem oder mehreren Tagen der 
Woche auch während der Arbeitszeit ein- 
richten. 

§ 43 

Die notwendigen Kosten der Geschäfts- 
führung des Personalrats trägt die Dienststelle. 
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sie stellt für die Sitzungen, die Sprechstunden 
und die laufende Geschäftsführung die nach 
Umfang des Betriebes zur Wahrnehmung der 
Aufgaben des Personalrats erforderlichen 
Räume und Arbeitsmittel zur Verfügung. 

§ 44 

Die Erhebung und Leistung von Beiträgen 
der Bediensteten für Zwecke des Personalrati 
Ist unzulässig. 

DRITTES KAPITEL 
Personalversammlung 
§ 45 

(1) Die Personal Versammlung besteht aus 
den Bediensteten der Dienststelle. Sie wird 
vom Vorsitzenden des Personalrats, im Ver- 
hinderungsfälle von seinem Stellvertreter, 
geleitet; sie Ist nicht öffentlich, 

(2) Kann nach den dienstlichen Verhält- 
nissen eine gleichzeitige Versammlung aller 
Bediensteten nicht stattfinden, so sind Teil- 
versammlungen abzuhalten. 

§ 46 

(1) Der Personalrat hat einmal In jedem 
Kalendervierteljahr In einer Personalver- 
sammlung einen Tätigkeitsbericht zu erstatten. 
Die Dienststelle ist unter Mitteilung der 
Tagesordnung einzuladen. Ihr Vertreter ist 
berechtigt, in der Personalversammlung zu 
sprechen; auf Wunsch des Personalrats soll er 
sich zu bestimmten Gegenständen der Tages- 
ordnung äußern. 

(2) Der Personalrat ist außerdem berechtigt 
und auf Wunsch der Dienststelle oder min- 
destens eines Viertels der wahlberechtigten 
Bediensteten verpflichtet, eine Personalver- 
sammlung einzuberufen und den beantragten 
Beratungsgegenstand auf die Tagesordnung 
zu setzen. Von dem Zeitpunkt der Versamm- 
lungen, die auf Wunsch der Dienststelle statt- 
finden, ist diese rechtzeitig zu verständigen. 

§ 47 

(1) Die in § 46 Abs. 1 bezeichneten und 
die im Einvernehmen mit der Dienststelle 
einberufenen Personal Versammlungen finden 
während der Arbeitszeit statt, soweit nicht 
der Dienst eine andere Regelung erfordert. 


(2) Im übrigen finden die Personalver- 
sammlungen außerhalb der Arbeitszeit statt. 

(3) § 41 Abs. 2 gilt entsprechend. 

§ 48 

Die Personalversammlung kann Wünsche 
und Anträge an den Personalrat richten. Sie 
darf nur Angelegenheiten behandeln, die zur 
Zuständigkeit des Personalrats gehören. 

§ 49 

Der Personalrat kann je einen Beauftragten 
der unter den Mitgliedern des Personalrats 
vertretenen Gewerkschaften zur beratenden 
Teilnahme an der Personalversammlung eln- 
laden. Gehört die Dienststelle einer Arbeit- 
gebervereinigung an, so kann sie einen Ver- 
treter dieser Vereinigung zuziehen. 


VIERTES KAPITEL 
Gesamtpersonalrat 

und mehrstufige Personalvertretung 

§ 50 

Für den Geschäftsbereich einer obersten 
Dienstbehörde kann durch Rechtsverordnung 
des zuständigen Bundesministers auf überein- 
stimmenden Antrag der einzelnen Personal- 
räte ein Gesamtpersonalrat gebildet werden. 

§ 51 

(1) Zur Wahl des Gesamtpersonalsrats bil- 
den die Beamten-, Angestellten- und Arbeiter- 
mitglieder der Einzelpersonalräte Je einen 
Wahlkörper. Jeder Wahlkörper wählt unter 
Leitung der drei ältesten Personalratsvor- 
sitzenden in geheimer Wahl und nach den 
Grundsätzen der Verhältniswahl aus seiner 
Mitte die auf ihn entfallenden Mitglieder des 
Gesamtpersonalrats. 

(2) Mitgliederzahl und Zusammensetzung 
des Gesamtpersonalrats richten sich nach den 
§§12 und 13. Die Höchstzahl der Mitglieder 
beträgt 15. 

(3) Die §§ 10, 19 und 20 gelten ent- 
sprechend. 

§ 52 

(1) Der Gesamtpersonalrat ist nur zustän- 
dig für die Behancllung von Angelegenheiten, 
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die die Verwaltung in ihrer Gesamtheit oder 
mehrere Dienststellen betreffen und nicht 
durch die einzelnen Personalräte innerhalb 
ihrer Dienststellen geregelt werden können. 
Er ist den einzelnen Personalräten nicht über- 
geordnet. 

(2) Für die Geschäftsführung des Gesamt- 
personalrats gelten die §§ 30 bis 44 ent- 
sprechend. Sind für Angehörige des Gesamt- 
personalrats Dienstreisen erforderlich, so sind 
sie von der für die Genehmigung von Dienst- 
reisen zuständigen Stelle zu genehmigen. In 
diesem Falle wird Reisekostenvergütung nach 
dem Gesetz über Reisekostenvergütung der 
Beamten vom 15. Dezember 1933 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 1067), jedoch mindestens nach 
Stufe III zu Lasten der Dienststelle gezahlt. 


§ 53 

(1) Die Amtszeit des Gesamtpersonalsrats 
beträgt zwei Jahre. Die §§ 23 bis 25 gelten 
entsprechend. 

(2) Die Mitgliedschaft im Gesamtpersonal- 
rat erlischt mit der Mitgliedschaft im Per- 
sonalrat. 

(3) Für den Eintritt von Ersatzmitgliedern 
gilt § 28 entsprechend. 


§ 54 

(1) Bel mehrstufigen Verwaltungen, die 
einer obersten Dienstbehörde unterstehen, 
können mehrstufige Personalvertretungen ln 
Anlehnung an den Verwaltungsaufbau bei 
den Mittel- und Oberbehörden gebildet wer- 
den. Das gleiche gilt für bundesunmittelbare 
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts und für Bundesbetriebe. 

(2) Die bei den nachgeordneten Dienst- 
stellen bestehenden Personalvertretungen wäh- 
len die Mitglieder der bei der nächstüber- 
geordneten Dienststelle zu errichtenden Per- 
sonalvertretung. § 51 gilt entsprechend. 

(3) Die Bestimmungen der §§ 52 und 53 
finden für die mehrstufige Personalvertretung 
Anwendung. 

(4) Das Nähere regelt der zuständige Bun- 
desminister unter Berücksichtigung des Auf- 
baus der Verwaltung. 


FÜNFTES KAPITEL 

Zusammenarbeit 
von Dienststelle und Personalrat 

ERSTER ABSCHNITT 
Allgemeines 

§ 55 

(1) Dienststelle und Personalrat arbeiten 
vertrauensvoll im Rahmen des geltenden 
Rechts zusammen, geleitet von der Notwen- 
digkeit, dem öffentlichen Wohl möglichst gute 
Dleiii>te zu leisten. Unter diesen Voraus- 
setzungen ist es Aufgabe des Personalrats, die 
Interessen der Bediensteten gegenüber der 
Dienststelle wahrzunehmen. 

(2) Dienststelle und Personalrat haben alles 
zu unterlassen, was geeignet ist, die Arbeit 
und den Frieden der Dienststelle zu gefähr- 
den. Sie dürfen insbesondere keine Maß- 
nahmen des Arbeitskampfes gegeneinander 
durchführen. Arbeitskämpfe tariffähiger Par- 
teien werden hierdurch nicht berührt. 

(3) Dienststelle und Personalrat sollen die 
Arbeitsfreude, den Leistungsstand und das 
Einvernehmen unter den Bediensteten und 
zwischen ihnen und der Dienststelle fördern. 

§ 56 

(1) Der Pcrsonalrat hat bei Ausübung seiner 
Befugnisse darauf zu achten, daß jede dem 
Grundgesetz widersprechende unterschiedliche 
Behandlung der Bediensteten wegen ihres 
Geschlechts, Ihrer Abstammung, Ihrer Rasse, 
ihrer Sprache, ihrer Heimat und Herkunft, 
Ihres Glaubens, ihrer religiösen oder Ihrer 
politischen oder gewerkschaftlichen Betätigung 
oder Einstellung unterbleibt. Er hat jede par- 
teipolitische Betätigung in der Dienststelle zu 
unterlassen. 

(2) Der Personalrat hat sich für die Wah- 
rung der Vereinigungsfreiheit der Bediensteten 
einzusetzen. 

§ 57 

(1) Es ist Aufgabe des Personalrats, An- 
regungen, Anträge und Beschwerden, die sich 
auf die allgemeinen oder persönlichen Dienst- 
angelegenheiten beziehen, von den Bedienste- 
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teil entgegenzunehmen, und falls sie ihm be- 
rechtigt erscheinen, mit seiner Stellungnahme 
der Dienststelle zu unterbreiten. 

(2) Der Personalrat hat ferner die Pflicht, 
über strittige Fragen, die sich aus dem Dienst- 
verhältnis ergeben, auf Antrag des Beteiligten 
oder auf Vorschlag der Dienststelle mit diesen 
zu verhandeln und einen gütlichen Ausgleich 
zu versuchen. Die Anrufung von übergeord- 
neten Behörden ist erst zulässig, wenn keine 
Einigung innerhalb der Dienststelle erzielt 
worden Ist. 

§ 58 

Kein Mitglied des Personalrats und keiner 
der In § 22 bezelchneten Vertreter dürfen in 
der Ausübung ihrer Befugnisse behindert oder 
auf Grund ihrer Tätigkeit benachteiligt oder 
begünstigt werden. 

§ 59 

(1) Alle Mitglieder oder Ersatzmitglieder 
des Personalrats sind verpflichtet, über dienst- 
liche Angelegenheiten oder Tatsachen, die 
ihnen auf Grund ihrer Zugehörigkeit zum 
Personalrat bekanntgeworden sind, Still- 
schweigen auch nach dem Ausscheiden aus 
dem Personalrat oder der Dienststelle zu 
wahren. Dies gilt Insbesondere für Angelegen- 
heiten, die ausdrücklich als geheim bezeichnet 
sind, oder deren Geheimhaltung sich aus der 
Natur der Sache ergibt. 

(2) Die Schweigepflicht nach Absatz 1 gilt 
entsprechend für Personen, die zu den Sitzun- 
gen der Personalvertretungen als Sachver- 
ständige oder Vertreter von Gewerkschaften 
oder Arbeitgebervereinigungen hinzugezogen 
werden. 

ZWEITER ABSCHNITT 
Formen und Durchführung der Beteiligung 

§ 60 

(1) Soweit der Personalrat zu hören ist, 
wird er vor Durchführung einer Maßnahme 
ln Kenntnis gesetzt. 

(2) Der Personalrat kann Einwendungen 
erheben und Gegenvorschläge machen. Die 
Einwendungen und Vorschläge sind zu be- 
gründen. Der Personalrat kann eine gemein- 
same Erörterung mit der Dienststelle bean- 
tragen. 


(3) Äußert sich der Personalrat nicht inner- 
halb einer Woche oder hält er bei der von 
ihm beantragten Erörterung seine Einwendun- 
gen der Vorschläge nicht aufrecht, so gilt die 
Maßnahme als gel3llllgt. 

(4) Die Dienststelle kann die in Absatz 3 
bestimmte Frist in dringenden Fällen bis auf 
24 Stunden verkürzen. Die Frist rechnet vom 
Zugang der Mitteilung an den Vorsitzenden 
des Personalrats. 

§ 61 

(1) Soweit der Personalrat an Entscheidun- 
gen mitwirkt, ist die beabsichtigte Maßnahme 
vor der Durchführung mit dem Ziele einer 
Verständigung rechtzeitig und eingehend mit 
ihm zu erörtern. 

(2) Entspricht die Dienststelle den Einwen- 
dungen des Personalrats nicht oder nicht In 
vollem Umfange, so gibt sie dem Personalrat 
ihre Entscheidung unter Angabe der Gründe 
bekannt, 

§ 62 

(1) Soweit eine Maßnahme der Mitbestim- 
mung des Pcrsonalrats unterliegt, kann sie 
nur mit seiner Zustimmung getroffen werden. 

(2) Die Dienststelle unterrichtet den Per- 
sonalrat von der beabsichtigten Maßnahme 
und beantragt seine Zustimmung. Der Be- 
schluß des Personalrats Ist der Dienststelle 
Innerhalb einer Woche mitzuteilen. § 60 
Abs. 4 findet Anwendung. 

(3) Verweigert der Personalrat die Zustim- 
mung, führt er innerhalb einer Woche nach 
Mitteilung der beabsichtigten Maßnahme kei- 
nen Beschluß herbei, oder entspricht die 
Dienststelle seinen Einwendungen nicht, so 
können Personalrat oder Dienststelle die Ent- 
scheidung des zuständigen Ministers anrufen, 
dessen Bereich die Dienststelle angehört. An 
Stelle des Ministers Ist In Gemeinden oder Ge- 
meindeverbänden die Entscheidung der Ver- 
tretungskörperschaft oder ihres zuständigen 
Ausschusses, in sonstigen Körperschaften, An- 
stalten oder Stiftungen des öffentlichen Rechts 
das in ihrer Verfassung vorgesehene oberste 
Organ anzurufen. In Zweifelsfällen bestimmt 
der zuständige Minister die anzuruf ende Stelle. 

§ 63 

Die nach § 62 Abs. 3 angerufene Stelle 
kann die verweigerte Zustimmung des Per- 
sonalrats ersetzen. Sie kann dabei den Eln- 
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Wendungen des Personalrats Rechnung tra- 
gen und seine Zustimmung unter Auflagen 
ersetzen. 

§-64 

(1) Soweit Dienstvereinbarungen zugelassen 
sind, können Dienststelle und Personalrat 
im Rahmen der gesetzlichen und tariflichen 
sowie der sonstigen für die Dienststelle gelten- 
den Vorschriften gemeinsam Bestimmungen 
(Dienstvereinbarungen) mit allgemeiner Ver- 
bindlichkeit für die in der Dienststelle Tätigen 
oder einen Teil von ihnen erlassen. 

(2) Eine Dienstvereinbarung ist schriftlich 
niederzulcgen. Sie ist vom Leiter der Dienst- 
stelle und dem Vorsitzenden des Personalrats 
zu unterzeichnen. Sie ist in geeigneter Weise 
den durch sie Betroffenen bekanntzugeben. 
Sie muß den Zeitpunkt des Inkrafttretens ent- 
halten. 

(3) Durch Dienstvereinbarungen können die 
Befugnisse des Personalrats weder erweitert 
noch beschränkt werden. 

(4) Dienst- oder Betriebsvereinbarungen, 
die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes abge- 
schlossen worden sind, treten außer Kraft, 
soweit sie diesem Gesetz widersprechen. 
Dienst- oder Betriebsvereinbarungen, die eine 
Kündigungsfrist nicht vorsehen, können von 
beiden Seiten mit einer Frist von drei Mona- 
ten zum Schlüsse eines Kalendervierteljahres 
gekündigt werden. 

DRITTER ABSCHNITT 

Die Beteiligung an sozialen Angelegenheiten 
§ 65 

In sozialen Angelegenheiten ist der Per- 
sonalrat zu hören bei 

a) Gewährung von Unterstützungen und 
sonstigen sozialen Zuwendungen, jedoch 
nur mit Zustimmung des Antragstellers, 

b) Aufstellung des Urlaubsplanes, 

c) allgemeine Regelungen der Ausbildung 
und Fortbildung, 

d) Maßnahmen zur Hebung der Arbeits- 
leistung, 

e) Maßnahmen zur Erleichterung des Ar- 
beitsablaufs, 

f) Ernennung von Vertrauens- und Betriebs- 
ärzten. 


§ 66 

In sozialen Angelegenheiten wirkt der Per- 
sonalrat mit bei 

a) Durchführung der Tarifverträge und der 
zugunsten der Bediensteten erlassenen 
Vorschriften, 

b) Maßnahmen zur Verhütung von Dienst- 
und Arbeitsunfällen und von sonstigen 
Gesundheitsschädigungen, 

c) Sorge für Kriegs- und Unfallbeschädigte 
durch Zuteilung einer ihren Kräften und 
Fähigkeiten entsprechenden Beschäftigung 
gemäß §13 des Schwerbeschädigtengesetzes 
vom 16. Juni 1953 fBundesgesetzbl. I 
S. 389), 

d) Verteilung von Wohnungen, über die die 
Dienststelle verfügt, 

e) Entgegennahme von Beschwerden der Be- 
schäftigten und, falls sie berechtigt er- 
scheinen, auch Hinwirken auf ihre Ab- 
stellung in Verhandlungen mit der Dienst- 
stelle. 

§ 67 

In sozialen Angelegenheiten hat der Per- 
sonalrat das Mitbestimmungsrecht bei 

a) Errichtung und Verwaltung von Wohl- 
fahrtseinrichtungen, 

b) Errichtung und Verwaltung von Kantinen, 

c) Durchführung von Arbeitsschutzvorschrif- 
ten (bei der Untersuchung von Dienst- 
und Arbeitsunfällen und bei der Prüfung 
von Arbeitsschutzeinrichtungen ist der 
Personalrat zu beteiligen). 

§ 68 

In sozialen Angelegenheiten sind, soweit 
keine gesetzlichen oder tariflichen Regelungen 
bestehen, Dienstvereinbarungen zulässig über 

a) Zeit und Ort der Auszahlung des Arbeits- 
entgelts, 

b) soweit zulässig und zweckmäßig, Fest- 
legung von Gründen zur fristlosen Kün- 
digung, 

c) soweit zulässig und zweckmäßig, Fest- 
legung, Einziehung und Verwendung von 
Betriebsbußen, 

d) Freistellung von Mitgliedern des Personal- 
rats, 

e) Beginn und Ende der Arbeitszeit und der 
Pausen. 
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VIERTER ABSCHNITT 
Die Beteiligung an Personalangelegenheiten 
S 69 

(1) In Personalangelegenheiten ist der Per- 
sonalrat zu hören 

1. bei Beamten: 

a) Versetzung und Abordnung an eine 
andere Dienststelle, sofern der Beamte 
es beantragt, 

b) Maßnahmen nach § 21 DBG, 

c) Vorzeitige Versetzung in den Ruhe- 
stand, sofern der Beamte es beantragt, 

d) Weiterbeschäftigung über die Alters- 
grenze hinaus, 

e) Erklärung der Niditlgkeit des Beamten- 
verhältnisses, 

f) Entlassung von Widerrufsbeamten, 

g) Entlassung einer Beamtin nach § 63 
Abs. 1 DBG. 

2. bei Angestellten und Arbeitern: 

a) Versetzung und Abordnung an eine 
andere Dienststelle, sofern der Arbeit- 
nehmer es beantragt, 

b) Weiterbesdiäftlgung über die Alters- 
grenze hinaus. 

(2) Absatz 1 gilt nidit für die in § 10 Abs. 3 
bezeichneten Personen und die Beamten auf 
Zeit. 

(3) Die Anhörung der Personalvertretung 
gemäß § 3 Abs. 4 des Schwerbeschädigten- 
gesetzes bleibt unberührt. 

§ 70 

In Personalangelegenheiten wirkt der Per- 
sonalrat mit bei Beamten und Arbeitnehmern 
auf Antrag des Betroffenen bei: 

a) Urlaubsverweigerung, 

b) Versagung einer Genehmigung zur Über- 
nahme einer Nebenbeschäftigung oder zur 
Annahme von Belohnungen oder Ge- 
schenken, 

c) Anordnungen, durch die die Freiheit der 
Wahl der Wohnung beschränkt wird. 

§ 71 

(1) In Personalangelegenheiten hat der 
Personalrat das Mitbestimmungsrecht bei 


a) Einstellungen, 

b) Höhergruppierungen, 

c) Rückgruppierungen 

von Angestellten und Arbeitern mit Ausnahme 
der in § 10 Abs. 3 bezeichneten Personen. 

(2) Der Personalrat kann die Zustimmung 
zu Maßnahmen nach Absatz 1 nur verweigern, 
wenn 

a) die Maßnahme einen Verstoß gegen eine 
gesetzlidie Vorschrift oder gegen eine 
Bestimmung in einem Tarifvertrag oder 
in einer Dienstvereinbarung oder gegen 
eine gerichtliche Entscheidung darstellen 
würde oder 

b) die Maßnahme nur mit Rücksicht auf 
persönliche Beziehungen des Bewerbers 
erfolgen soll; 

c) die Maßnahme eine nidit gerechtfertigte 
Benaditeiligung eines anderen Arbeitneh- 
mers oder Bewerbers darstellen würde; 

d) der durch Tatsadien begründete Verdacht 
besteht, daß der Bewerber auf dem ihm 
zugedachten Arbeitsplatz den Arbeits- 
frieden durch unsoziales oder gesetz- 
widriges Verhalten stören würde. 

§ 72 

In arbeitstechnischen Angelegenheiten Ist 
der Personalrat anzuhören über 

1. die Verbesserung der Arbeitsmethoden, 

2. die Einführung grundlegend neuer Arbeits- 
methoden, 

3. die Herbeiführung und Sicherung eines 
möglichst hohen Leistungsstandes. 

§ 73 

Der Personalrat wirkt bei folgenden Ver- 
waltungsmaßnahmen mit, soweit sie für die 
Bediensteten erhebliche Naditeile haben 
können: 

1. Bei wesentlicher Verkleinerung oder Auf- 
lösung von Dienststellen, 

2. bei Verlegung von Dienststellen, 

3. beim Zusammenschluß von Dienststellen. 

§ 74 

Der Personalrat hat das Recht der Mitbe- 
stimmung bei Erklärung von Tellen einer 
Dienststelle zur selbständigen Dienststelle im 
Sinne dieses Gesetzes (§ 7 Abs. 2). 
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SECHSTES KAPITEL 

Zusammenarbeit mit einem Gesamtpersonal- 
rat und mehrstufigen Personalvertretungen 

§ 75 

Auf die Zusammenarbeit der Dienststellen 
mit einem Gesamtpersonalrat und mehr- 
stufigen Personalvertretungen finden die 
§§ 55 — 60, 65 Buchst, c — e, 66 Budist. a — c, 
67 Buchst, a und c, 68 Buchst, a — c Anwen- 
dung. 

SIEBENTES KAPITEL 
Strafbestimmungen 
§ 76 

(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig der 
Schweigepflicht nach § 59 zuwiderhandelt, 
wird mit Geldstrafe oder mit Gefängnis bis 
zu einem Jahr oder mit Haft bestraft. 

(2) Wer die Tat in der Absicht begeht, sich 
oder einem anderen einen Vermögensvorteil 
zu schaffen oder der Dienststelle Sdiaden zu- 
zufügen, wird mit Gefängnis bis zu drei 
Jahren bestraft; daneben kann auf Geldstrafe 
erkannt werden. Ferner kann der durch die 
strafbare Handlung erlangte Vermögensvor- 
teil eingezogen werden. 

(3) Die Strafverfolgung tritt nur auf An- 
trag des Leiters der Dienststelle oder des Be- 
diensteten ein. Der Antrag kann nur inner- 
halb einer Frist von vier Wochen, gerechnet 
von dem Zeitpunkt an, an dem die Dienst- 
stelle oder der Bedienstete von der Tat 
Kenntnis erhalten hat, gestellt werden. Die 
Zurücknahme des Antrages ist zulässig, 

ACHTES KAPITEL 
Streitigkeiten 
§ 77 

Der Verwaltungsrechtsweg ist außer in den 
Fällen der §§ 21 und 25 auch zulässig 
bei Streitigkeiten 

a) über die Wahlberechtigung oder Wähl- 
barkeit eines Bediensteten, 

b) über die Bestellung und Zuständigkeit 
der in § 22 bezeichneten Sprecher und 
Jugendsprecher, 


c) in anderen Zweifelsfragen aus den Wah- 
len nach diesem Gesetz, 

für die Klage des Personalrats auf Erstattung 
von notwendigen Geschäftsführungskosten. 

NEUNTES KAPITEL 
Übergangs- und Schlußvorsdiriften 
§ 78 

Soweit dieses Gesetz nichts anderes be- 
stimmt, können durch Tarifvertrag, Dienst- 
vereinbarungen oder sonstige Vereinbarun- 
gen abweichende Regelungen nicht getroffen 
werden. 

§ 79 

Ordnungsgemäß gewählte Betriebsräte, die 
bei Inkrafttreten dieses Gesetzes bestanden, 
bleiben längstens ein Vierteljahr nach In- 
krafttreten des Gesetzes im Amt und neh- 
men die nach diesem Gesetz dem Personal- 
rat zukommenden Rechte und Pflichten 
wahr. 

§ 80 

Die Bundesregierung erläßt durch Rechts- 
verordnung Vorschriften über die Durch- 
führung der Wahlen zum Personalrat, be- 
sonders über 

a) die Vorbereitung der Wahl, insbesondere 
die Aufstellung der Wählerlisten und die 
Errechnung der Vertreterzahl, 

b) die Frist für die Einsichtnahme in die 
Wählerlisten und die Erhebung von Ein- 
sprüchen gegen sie, 

c) die Vorschlagslisten und die Frist für ihre 
Einreichung, 

d) das Wahlausschrelben und die Fristen für 
seine Bekanntmachung, 

e) die Stimmabgabe, 

f) die Feststellung des Wahlergebnisses und 
die Fristen für seine Bekanntmachung, 

g) die Anfechtung der Wahl, 

h) die Aufbewahrung der Wahlakten. 

§ 81 

Der zuständige Bundesminister regelt im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister des 
Innern durch Rechtsverordnung, welche Vor- 
schriften dieses Gesetzes für Bedienstete gel- 
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ten, die in Gemeinschaftsunterkünften zu- 
sammengefaßt sind oder im Grenzdienst 
stehen. 


II. TEIL 

In den Ländern 


§ 82 

(1) In den Verwaltungen und Betrieben 
der Länder, Gemeinden, Gemeindeverbän- 
de und der sonstigen nicht bundesunmittel- 
baren Körperschaften, Anstalten und Stif- 
tungen des öffentlichen Rechts werden Per- 
sonalvertretungen gebildet. Dies gilt nicht 
für Kirchen und sonstige Religionsgemein- 
schaften; ihnen bleibt die selbständige Ord- 
nung eines Personalvertretungsrechts über- 
lassen. 

(2) Für die Gesetzgebung in den Ländern 
über diese Personalvertretungen gelten die 
§§ 2—5, 13, 15, 20, 21, 24, 25, 36—38, 41, 
44, 55, 64, 80, 81 dieses Gesetzes als Rahmen- 
vorschriften. 


IIL TEIL 


Geltungsbereich 
und Schlußbestimmungen 

§ 83 

Dieses Gesetz gilt im Geltungsgebiet des 
Grundgesetzes, jedoch nicht für Dienststel- 
len im Ausland. 

§ 84 

§ 4 Abs. 2 des Gesetzes des Vereinigten 
Wirtschaftsgebietes über den Aufbau der 
Verwaltung für Verkehr vom 12. Septem- 
ber 1948 (WiGBl. S. 95) und § 25 des Bun- 
desbahngesetzes vom 13. Dezember 1951 
(Bundesgesetzbl. I S. 955) treten außer Kraft. 

§ 85 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Begründung 


I. Allgemeines 

Das Betriebsverfassungsgesetz, dessen Ent- 
wurf dem Bundestag vorliegt, soll die Be- 
ziehungen von Arbeitnehmern und Arbeit- 
gebern in den Betrieben der privaten Wirt- 
schaft regeln. Der Regierungsentwurf des Be- 
triebsverfassungsgesetzes nimmt in § 106 

ausdrücklich die Arbeitnehmer des Bundes, 
der Länder und sonstigen juristischen Per- 
sonen des öffentlichen Rechts von seinen Be- 
stimmungen aus und weist diese Regelung 
einem besonderen Gesetz zu. 

Mit dieser Bestimmung folgt der genannte 
Entwurf dem Grundgesetz. Das Grundgesetz 
weist in Art. 74 Ziff. 12 das Arbeitsrecht 
einschl. der Betriebsverfassung der konkur- 
rierenden Gesetzgebung des Bundes zu, trifft 
aber eine abweichende Regelung In den 
Art. 73 Ziff. 8 und 75 Ziff. 1 für die Rechts- 
verhältnisse der im öffentlichen Dienst 


stehenden Personen. Damit wird der Er- 
kenntnis Rechnung getragen, daß die Be- 
ziehungen zwischen Arbeitgeber und Arbeit- 
nehmer in der privaten Wirtschaft grund- 
sätzlich anders liegen als im öffentlichen 
Dienst. 

Dies gilt besonders für das Recht der Be- 
triebsvertretung. Das Verlangen nach Betei- 
ligung des Personals oder der von ihm ge- 
wählten Vertretung an den grundlegenden 
Entscheidungen eines Betriebes wird In der 
privaten Wirtschaft mit der Durchsetzung 
demokratischer Forderungen für die Wirt- 
schaft begründet. Das Recht des Unterneh- 
mers, frei mit seinem Eigentum, also audi 
mit dem Unternehmen zu schalten, soll be- 
schränkt werden durch die Mitwirkung 
derer, die zum Funktionieren und zu den 
Erträgen des Unternehmens beitragen. 

Im öffentlich-rechtlichen Bereich Ist diese 
Forderung durch die Einführung der parla- 
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mentarischen Demokratie bereits verwirk- 
licht. 

Das Verlangen nach Mitbestimmung in der 
privaten Wirtschaft wird ferner damit be- 
gründet, daß dem Kapital und der Leistung 
des Unternehmers als gleichberechtigter Fak- 
tor die Arbeitsleistung der Arbeitnehmer 
gegenüberstehe. 

Im öffentlichen Dienst besteht ein solcher 
Gegensatz nicht. 

Die Forderungen auf Mitbestimmung in der 
privaten Wirtschaft stützten sich schließlidi 
auf das Bestreben der Arbeitnehmer, ihren 
Arbeitsplatz zu erhalten und ihre Existenz 
nicht schutzlos willkürlichen oder fehlerhaf- 
ten Entschlüssen einzelner auszusetzen. Die 
Mitwirkung im privaten Bereich, besonders 
die wirtschaftliche Mitbestimmung, zielt des- 
halb darauf ab, Fehlentscheidungen bei we- 
sentlichen Änderungen des Betriebs oder 
über das Arbeits- und Produktionsprogramm 
durch die Beteiligung der Arbeitnehmer zu 
verhindern (vgl. § 75 des Regierungsent- 
wurfs zum Betriebsverfassungsgesetz). Die 
Gefährdung des Arbeitsplatzes durch wirt- 
schaftliche Fehlentscheidungen kommt für die 
öffentliche Verwaltung und ihre Betriebe 
nidit in Betracht. 

Trotz dieser grundlegenden Unterschiede 
muß aber auch im öffentlichen Bereich das 
Verlangen der in einer Verwaltung oder 
einem Betrieb Tätigen nach Beteiligung an 
bestimmten Entscheidungen als gerechtfertigt 
anerkannt werden. Eine den Grundsatz der 
demokratisch-parlamentarischen Verantwort- 
lichkeit wahrende Mitwirkung der im öffent- 
lichen Dienst tätigen Personen an den Ent- 
scheidungen, die ihren Arbeitsplatz berüh- 
ren, erscheint vor allem gerechtfertigt, damit 
sie das Gefühl echter Mitarbeiterschaft haben. 
Die im Öffentlichen Dienst Tätigen arbeiten 
nicht wie im privaten Bereich in erster Linie 
zur Erzielung eines möglichst hohen Gewinns, 
sondern als Diener der Gesamtheit des Vol- 
kes. Ihre Mitbestimmung findet daher ihre 
Schranke in den Entscheidungen des Trägers 
der Staatsgewalt. Besonders deutlich wird 
dieser Unterschied bei dem Vergleich der Be- 
amten im öffentlichen Dienst und der pri- 
vaten Arbeitnehmer. Daß die Zusammenfas- 
sung des Betriebsvertretungsrechts dieser bei- 
den Gruppen in einem Gesetz zu Schwierig- 
keiten und Verwirrungen führen würde, liegt 
auf der Fland. Es entspricht dem Grund- 
gesetz, die Betriebsvertretung der Beamten 
und der Arbeitnehmer des öffentlichen Dien- 


stes in einem Gesetz zusammenzufassen; 
denn beide leisten in der gleichen Dienststelle 
Dienste für die Allgemeinheit. Das gilt glei- 
chermaßen für die Floheitsverwaltung wie 
für die von ihr geführten Betriebe, die regel- 
mäßig wichtigen Bedürfnissen der Allgemein- 
heit und nicht wirtschaftlichen Zwecken 
dienen. 

11. Im einzelnen 

Zu § 1 

In jeder öffentlichen Verwaltung und in 
jedem von der öffentlichen Hand geführten 
Betrieb wird die überwiegende Zahl der An- 
gelegenheiten, an denen die Personalvertre- 
tung zweckmäßigerweise zu beteiligen ist, für 
Beamte, Angestellte und Arbeiter gleich- 
mäßig zu regeln sein. Auch wenn entspre- 
chend dem Art. 130 Abs. 3 der Weimarer 
Verfassung und dem Betriebsrätegesetz von 
1920 getrennte Beamten-, Angestellten- und 
Arbeitervertretungen gebildet würden, müß- 
ten sie in einem wesentlichen Teil der Angele- 
genheiten gemeinsam beschließen. Es erscheint 
daher zweckmäßig und dem Einvernehmen 
und der Zusammenarbeit zwischen den Be- 
amten, Angestellten und Arbeitern dien- 
licher, daß eine gemeinsame Personalvertre- 
tung für jede Behörde und jeden Betrieb ge- 
bildet wird. 

Die Aufgabe der Gewerkschaften und der 
Arbeitgeberverbände bei der Gestaltung der 
allgemeinen Beschäftigungsbedingungen soll 
durch die Personalvertretung nicht berührt 
werden. 

Zu den §§ 2 bis 6 

Die Rechtsverhältnisse der Beamten, Ange- 
stellten und Arbeiter im öffentlichen Dienst 
sind verschieden geregelt. Es entspricht dieser 
Tatsache, wenn die Interessen jeder dieser 
Gruppen durch von ihr gewählte Vertreter 
gewahrt werden. Dazu ist eine Unterschei- 
dung dieser Gruppen untereinander erforder- 
derlich. § 6 gibt die Möglichkeit, z. B. Be- 
amtendiensttuer im Lohnverhältnis der Bun^ 
desbahn der Gruppe der Beamten zuzuteilen. 

Zu §7 

Entsprechend der Begriffsbestimmung des 
Betriebes im privaten Betriebsverfassungs- 
recht wird als Einheit, die eine Personalver- 
tretung erhält, eine Dienststelle bestimmt. 
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Die Behandlung von Tellen einer Dienststelle 
als selbständige Einheit und damit als Trä- 
ger einer eigenen Personalvertretung kann 
besonders bei örtlicher Trennung zweck- 
mäßig werden. 

Zu § 8 

Die Vorschrift dient der Feststellung, wer 
den Dienstherrn gegenüber der Betriebsver- 
tretung vertritt. 

Zu den §§ 9 bis 21 

Die Bestimmungen über die Wahl des Be- 
triebsrats sind wesentlich den Bestimmun- 
gen des Betriebsverfassungsgesetzes ange- 
glichen. Für die Prüfung der Ordnungs- 
mäßigkeit der Wahl kommt die Zuständig- 
keit des Arbeitsgerichts nicht in Betracht. Es 
handelt sich nicht um die Durchsetzung des 
Einzelanspruchs eines Angestellten oder Ar- 
beiters, sondern um die Prüfung, ob ein im 
Rahmen der Verwaltung vollzogener Akc 
rechtmäßig ist. Für die Prüfung von Verwal- 
tungsakten ist die Zuständigkeit der Verwal- 
tungsgerichte begründet. 

Dies entspricht dem Einbau der Personalver- 
tretung In die Verwaltung. Sie ist nach dem 
vorliegenden Entwurf keine vom Öffent- 
lichen Dienst losgelöste Institution, sondern 
hat eher die Stellung eines mitwirkenden 
Organs. 

Die Zuständigkeit der Verwaltungsgerichte 
trägt ferner der Tatsache Rechnung, daß 
diese Streitigkeiten nur einheitlich entschie- 
den werden können und eine Zuständigkeit 
der Arbeitsgerichte für Beamte nicht gegeben 
ist. 

Zu § 22 

Die Bestellung von Sprechern und Jugend- 
sprechern, die die besonderen Verhältnisse 
vorübergehend Beschäftigter oder Jugend- 
licher vertreten sollen, erscheint ebenso 
zweckmäßig wie im Betriebsverfassungsgesetz. 

Zu § 23 

Ebenso wie im Entwurf des Betriebsverfas- 
sungsgesetzes ist die Amtszeit der Personal- 
vertretung von einem auf zwei Jahre erhöht. 
Damit soll eine größere Stetigkeit der Amts- 
führung gewährleistet werden. 

Zu § 24 

Die Vorschrift regelt die vorzeitige Beendi- 
gung der Amtsdauer der Personalvertretung. 


Bereits vor Ablauf der regelmäßigen Amts- 
zeit muß eine Neuwahl eingeleitet werden, 
wenn nach Ablauf der halben Amtszeit (eines 
Jahres) die Zahl der regelmäßig Beschäftigten 
um die Hälfte gestiegen oder gesunken ist. 
Andernfalls würde nur eine Minderheit der 
Beschäftigten durch die Personalvertretung 
repräsentiert werden. 

Zu § 25 

Bei grober Vernachlässigung oder Verletzung 
seiner gesetzlichen Befugnisse oder Pflichten 
muß eine Möglichkeit zur Auflösung des 
Personalrats oder zum Ausschluß eines Mit- 
gliedes bestehen. Die Feststellung der Vor- 
aussetzungen muß durch Gericht erfolgen. 

Zu § 27 

Ein Beamter kann des Dienstes vorläufig ent- 
hoben werden, wenn gegen ihn ein förm- 
liches Dienststrafverfahren schwebt. In die- 
sem Falle muß auch seine Tätigkeit in der 
Personalvertretung ruhen. 

Zu § 28 

Damit die Personalvertretung stets hand- 
lungsfähig ist, muß für den Eintritt von Er- 
satzmitgliedern gesorgt sein. 

Zu § 30 

Die Beteiligung sowohl der Beamten wie der 
Arbeitnehmer an der Geschäftsführung des 
Personalrats muß gesichert sein. 

Zu § 32 

Die Teilnahme eines Vertreters der Dienst- 
stelle an den in Abs. 4 genannten Sitzungen 
des Personalrats und seine Befugnis, an der 
Beratung mitzuwirken, dient der Sicherung 
einer guten Zusammenarbeit. 

Zu § 33 

Die Unterrichtung des Dienststellenleiters 
von den Personalratssitzungen ist nicht nur 
zu seiner Kenntnis über die Geschehnisse in 
der Dienststelle während der Arbeitszeit, 
sondern auch im Interesse der guten Zusam- 
menarbeit erforderlich. 

Zu § 34 

Eine Heranziehung der Gewerkschaften, so- 
weit sie Mitglieder in der Dienststelle haben, 
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soll dem Personalrat ermöglicht werden, da- 
mit er sich über dienst- und arbeitsrechtlidie 
Grundlagen seiner Arbeit von den dazu be- 
rufenen Arbeitnehmervereinigungen beraten 
lassen kann. 

Zu § 36 

Bei den Entsdieidungen des Personalrats muß 
sich die erforderliche Sachkenntnis mit der 
gerediten Würdigung und einem möglichst 
guten Einsatz für die Interessen des einzel- 
nen Bediensteten, um dessen Angelegenheiten 
es geht, verbinden. Soweit nur eine in der 
Dienststelle vorhandene Gruppe betroffen 
ist, sind daher nur ihre Vertreter zur Wahr- 
nehmung ihrer Interessen berufen. 

Zu § 37 

Halten die Vertreter einer Gruppe einen Be- 
schluß des Personalrats für eine erhebliche 
Beeinträchtigung wichtiger Interessen der 
durch sie Vertretenen, so können sie die Aus- 
setzung des Besdilusses verlangen. 

Zu den §§ 43 bis 44 

Der Personalrat soll die notwendigen Mittel 
für die Ausgaben durch die Dienststelle er- 
halten. Damit entfällt die Erhebung von Bei- 
trägen, die den Personalrat zu einem selb- 
ständigen Verband innerhalb der Dienststelle 
machen könnte. 

Zu den §§ 45 und 49 

Neben der regelmäßigen Tätigkeit des Per- 
sonalrats ist eine unmittelbare Beteiligung 
der Gesam-theit der Bediensteten für die 
Zusammenarbeit und ihre Teilnahme an den 
Angelegenheiten der Dienststelle förderlich 
und notwendig. 

Zu den §§ 50 bis 52 

In dem Geschäftsbereidi einer obersten 
Dienstbehörde kann das Bedürfnis nach def 
Schaffung eines Gesamtpersonalrats bestehen. 
Dieser ist jedoch nidit den einzelnen Per- 
sonalräten übergeordnet, sondern lediglich 
für die Angelegenheiten zuständig, die gleich- 
mäßig für die Gesamtheit eines Geschäfts- 
bereichs von der Personalvertretung zu be- 
handeln sind. 

Zu § 54 

Die Bildung von mehrstufigen Personalver- 
tretungen hat sich bei der Größe mancher 
Geschäf tsbereiche oder Betriebsverwaltungen 


als notwendig erwiesen. Das frühere Bestre- 
ben, als Mitglieder der Personalvertretungen 
der höheren Stufe nur Personalratsmitglie- 
der der niedrigen Stufe zuzulassen, entspridit 
nidit mehr den Bestrebungen zur Vermei- 
dung von Doppelmandaten. Die nötige Er- 
fahrung wird ein Mitglied des höherstufigen 
Personalrats auf Grund seiner Zugehörigkeit 
zu den Verwaltungen und Betrieben des 
öffentlichen Dienstes immer besitzen. 

Zu den §§ 55 bis 56 

Der Personalrat soll für die Zusammenarbeit 
mit der Dienststelle, für den Arbeitsfrieden 
und die Wahrung der gesetzlichen Rechte des 
einzelnen in der Dienststelle sorgen. 

Zu § 57 

Aufgabe des Personalrats ist es, unter Wah- 
rung seiner Objektivität die berechtigten 
Interessen des einzelnen Bediensteten zu 
schützen. 

Zu den §§ 60 bis 64 

Die Beteiligung des Personalrats besteht in 
der Anhörung, der Mitwirkung, der Mitbe- 
stimmung oder der Teilnahme am Erlaß von 
Dienstregelungen. Regelungen, die auf früher 
geschlossenen Dienst- oder Betriebsverein- 
barungen beruhen, müssen kündbar sein, da- 
mit eine diesem Gesetz entsprechende n.eue 
Vereinbarung getroffen werden kann. Soweit 
eine Mitbestimmung zugelassen ist, muß im 
Interesse des Fortgangs der Dienstgeschäfte 
ebenso die Entscheidung einer dritten Stelle 
herbeigeführt werden können, wie dies für 
den privaten Bereich durch das Betriebsver- 
fassungsgesetz mit der Anrufung des Arbeits- 
gerichts ermöglicht wird. Es entspricht der 
demokratischen Gestaltung des Staates, daß 
der Repräsentant des Trägers der Staats- 
gewalt, nämlich das Parlament oder der ihm 
verantwortliche höchste Amtsträger, der Mi- 
nister, die letzten Entscheidungen trifft. 
Andernfalls würde ein Minister der par- 
lamentarischen Verantwortlichkeit durch die 
Berufung auf die Entscheidung eines Per- 
sonalrats ausweichen können. Ist ein Par- 
lament (z. B. eine Gemeindevertretung) 
oberstes Organ eines Dienstherrn oder in 
diesem obersten Organ vertreten, so ent- 
spricht es dieser seiner Stellung, ihm die Be- 
fugnis zur letzten Entscheidung bei Mei- 
nungsverschiedenheiten zwischen der Dienst- 
stelle und dem Personalrat, die anders nicht 
überbrückt werden können, zu übertragen. 
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Zu den §§ 65 bis 68 

Die Anhörung des Personalrats ist in sozialen 
Angelegenheiten fast durchweg vorgeschrie- 
ben, soweit sie von allgemeiner Bedeutung 
ist. Soweit Einzelanträge, besonders auf wirt- 
schaftliche Unterstützung zu entscheiden 
sind, muß es dem Belieben des Antragstellers 
offenstehen, ob er den Personalrat als seinen 
Sachverwalter bemühen will oder nicht. 

Zu den §§ 69 bis 70 

In Personalangelegenheiten muß eine Betei- 
ligung des Personalrats vor allem dem Schutz 
des einzelnen Bediensteten gegen eine unge- 
rechtfertigte Verschlechterung seiner recht- 
lichen Stellung dienen. Insoweit ist seine Be- 
teiligung angezeigt. 

Zu § 71 

Eine Mitbestimmung des Personalrats zur 
Verhinderung gesetzwidriger, ungerechter 
oder betriebsstörender Einstellung, Höher- 
gruppierung oder Rückgruppierung von Ar- 
beitnehmern Ist zweckmäßig. 

Zu den §§ 72 und 73 

Eine Beteiligung der Personalvertretung in 
wirtschaftlichen Angelegenheiten ist in dem 
Umfange, wie sie für den privaten Bereldi 
im Entwurf zum Betriebsverfassungsgesetz 
festgelegt ist, auf den öffentlichen Dienst 
nicht übertragbar. Fragen der Preisgestal- 
tung, Absatzregelung, Investitionen und 

wesentlicher Kapitalsveränderungen können 
für den Fortbestand eines privaten Betrie- 
bes entscheidend sein. Für die Existenz des 
einzelnen Beamten, Angestellten oder Arbei- 
ters im öffentlichen Dienst sind sie nicht 

von ausschlaggebender Bedeutung. 

Berechtigt ist aber im öffentlichen Dienst 
eine Mitwirkung des Personals bei wirtschaft- 
lichen Angelegenheiten in Fragen der 

Arbeitstechnik und ferner, soweit die Ver- 
legung oder der Zusammenschluß vor. 

Dienststellen wesentliche Nachteile für das 
Personal zur Folge haben kann. 

Zu § 76 

Von der Aufnahme von Strafbestimmungen 
entsprechend den Vorschriften des § 80 des 


Betriebsverfassungsgesetzes (Entwurf des Ar- 
beitskreises) ist in diesem Gesetz abgesehen 
worden. Die Durchführung des Gesetzes 
durch die Dienststellen kann im Wege der 
behördlichen Aufsicht — nötigenfalls durch 
disziplinäre Maßnahmen — erzwungen wer- 
den. Die Dienststellenleiter unterstehen der 
Disziplinargewalt des zuständigen Ministers. 
Dieser wiederum unterliegt der Parlaments- 
kontrolle. Während der Arbeitgeber nur 
durch Strafvorschriften zur Befolgung des 
Gesetzesbefehls angehalten werden kann, Ist 
also im öffentlichen Bereich für eine Ein- 
haltung der Vorschriften ausreichend gesorgt. 
Einer Strafvorschrift, die sich im Endergebnis 
gegen den Minister richten würde, bedarf es 
nicht. 


Zu § 78 

Das Personalvertretungsgesetz enthält neben 
arbeitsrechtlichen Bestandteilen auch solche 
Regelungen, die auf öffentlichem Recht be- 
ruhen. Es Ist eine selbstverständliche Folge- 
rung aus der gesetzlichen Regelung, daß an- 
ders als Im reinen Arbeitsrecht die Bestim- 
mungen des Personalvertretungsgesetzes nicht 
als eine Festlegung von Mindestbedingungen 
angesehen werden, die durch Vereinbarung 
der Sozialpartner beliebig erweitert werden 
könnte. 


Zu § 82 

Die Rechtsverhältnisse der im öffentlichen 
Dienst stehenden Personen kann der Bund 
in vollem Umfange nur für seinen Bereich 
regeln (Art. 73 Ziff. 8 GG). Zur Wahrung 
einheitlicher Lebensverhältnisse ist es aber 
erforderlich, daß in einem bestimmten Rah- 
men auch die übrigen Dienstherren der Bun- 
desrepublik zur Bildung von Personal Vertre- 
tungen und zur Regelung ihrer Befugnisse 
verpflichtet werden. 

Die Kirchen und sonstige Religionsgesell- 
schaften sind grundsätzlich von der Rege- 
lung der Rechtsverhältnisse der in ihrem 
Dienst stehenden Personen ausgenommen. 
Ihnen muß daher auch die selbständige Ent- 
scheidung überlassen bleiben, ob sie Personal- 
vertretungen einsetzen wollen. 
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Anlage 2 


Änderungsvorschläge des Bundesrates 


1. Im Entwurf wird durchgehend das Wort 
„Bediensteter^' durch die Worte: „An- 
gehöriger des öffentlichen Dienstes“ 
ersetzt. 

Begründung: 

Redaktionelle Verbesserung. 

2. In den §§ 1 — 3 müssen auch Gerichte 
und Richter erwähnt werden, wo von 
Verwaltungen und Beamte*n die Rede ist. 

Begründung: 

Nach den Bestimmungen des Grund- 
gesetzes ist es erforderlich, Gerichte und 
Richter besonders zu erwähnen. 

3. Die Definition der Angestellten und der 
Arbeiter in §§ 4 — 5 weicht ab von den 
Definitionen im Entwurf eines Betriebs- 
verfassungsgesetzes. 

Die Definition der Angestellten und der 
Arbeiter in §§ 4 — 5 sind daher den De- 
finitionen in §§ 6 und 5 des Betriebs- 
verfassungsgesetzes anzupassen. 

4. In § 6 wird das Wort ^^Bediensteten" er- 
setzt durch die Worte: „Angehörigen 
der Bundesbahnen.“ 

Begründung: 

§ 6 bezieht sich ausschließlich auf die 
Angehörigen der Bundesbahnen. 

5. In § 6 sind die Worte „Die oberste 
Dienstbehörde" zu ersetzen durch die 
Worte: „Der zuständige Bundesmini- 
ster“ und außerdem Inhalt, Zweck und 
Ausmaß der Ermächtigung noch näher 
zu bestimmen. 

Begründung: 

Nach Art. 80 Abs. 1 GG können nur 
Bundesminister, nicht aber andere ober- 
ste Dienstbehörden zum Erlaß von 
Rechtsverordnungen ermächtigt werden. 
Der Inhalt der Ermächtigung muß den 
Bestimmungen des Art. 80 Abs. 1 GG 
Rechnung tragen. 


6. In § 9 Abs. 1 wird das Wort „(Personal- 
rat)“ hinter das Wort „Dienststelle“ ge- 
setzt. 

Begründung: 

Redaktionelle Verbesserung. 

7. In § 9 Abs. 3 werden die Buchstaben c 
und d gestrichen. 

Begründung: 

Diese Vorschriften sind teils überflüssig, 
teils könnten sie zu besonderen Schwie- 
rigkeiten in der Praxis führen. 

8. In § 10 Abs. 1 wird die Zahl „24.“ durch 
die Zahl „21.“ ersetzt. 

Begründung: 

Es soll dadurch auch die Wählbarkeit 
jüngerer Angehöriger, z. B. des Grenz- 
schutzes, ermöglicht werden. 

9. In § 13 Abs. 4 werden hinter die Worte: 
„wenn ihr“ die Worte: „in der Regel“ 
eingesetzt. 

Begründung; 

Angleichung an § 12. 

10. § 15 Abs. 2 wird wie folgt neu formu- 
liert: 

„(2) Beamte, Angestellte und Arbei- 
ter wählen die Betriebsvertretungen 
gemeinsam, es sei denn, daß in Fällen, 
in denen die Personalvertretung aus 
mehr als einer Person besteht, eine 
Gruppe in getrennter geheimer Abstim- 
mung die Gruppenwahl beschlossen hat.“ 

Begründung: 

Es muß grundsätzlich z, B. einem Ange- 
stellten der Dienststelle unbenommen 
sein, auch einen Beamten seines Ver- 
trauens zu seinem Vertreter im Personal- 
rat zu wählen und umgekehrt. Die starre 
Vorschrift des Entwurfs wird diesem 
Grundsatz nicht gerecht. 
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11. § 15 Abs. 3 Satz 1 wird wie folgt for- 
muliert: 

„(3) Die Wahl erfolgt unter Beachtung 
der Vorsdirift des § 13 nach den Grund- 
sätzen der Persönlichkeitswahl.“ 

Begründung: 

Die Mitglieder sollen wegen ihrer 
menschlichen Eigenschaften gewählt und 
es soll einer Politisierung der Wahlen 
vorgebeugt werden. 

12. § 17 Abs, 2 wird gestrichen und der 
bisherige Abs. 1 wie folgt neu for- 
muliert: 

„Spätestens sechs Wochen vor Ablauf 
seiner Amtszeit soll der Personalrat eine 
Personalversammlung einberufen, in der 
ein aus drei Wahlberechtigten bestehen- 
der Wahlvorstand zu wählen und einer 
der Gewählten zum Vorsitzenden zu be- 
stellen ist. Im Wahlvorstand müssen in 
Dienststellen mit Beamten, Angestell- 
ten und Arbeitern sämtliche Gruppen 
vertreten sein." 

Begründung: 

Durch die Neuformulierung wird eine 
größere Unabhängigkeit der neuen 
Wahlvorstände erreicht. 

13. In § 18 sind die Worte: „ein Personal- 
rat nicht'' zu ersetzen durch die Worte: 

„kein Personalrat“. 

Begründung: 

Redaktionelle Verbesserung. 

14. § 20 Abs. 1 wird wie folgt neu formu- 
liert: 

„(1) Niemand darf die Wahl des Per- 
sonalrats behindern oder sonst in einer 
gegen die guten Sitten verstoßenden 
Weise beeinflussen. Insbesondere darf 
kein Wahlberechtigter in der Ausübung 
des aktiven und passiven Wahlrechts 
beschränkt werden.“ 

Abs. 2 von § 20 wird gestrichen, der bis- 
herige Abs. 3 wird Abs. 2. 

Begründung: 

Redaktionelle Verbesserung. 

15. § 24 Abs. 3 wird gestrichen. 

Begründung: 

Der Absatz erscheint überflüssig. 


16. In § 25 Abs. 1 werden die Worte; Jm 
Betrieb“ durch die Worte: „in der 
Dienststelle“ ersetzt. 

Begründung: 

Redaktionelle Verbesserung. 

17. In § 31 Satz 1 werden die Worte: 
„wählt er" durch die Worte: „kann er 
. . . wählen.“ ersetzt. 

Begründung: 

Der Personalrat soll die Möglichkeit 
haben, die Bildung eines Ausschusses nur 
bei besonderer Arbeitsbelastung beschlie- 
ßen zu können. 

18. In § 32 Abs. 4 wird der letzte Satz 
gestrichen. 

Begründung: 

Es handelt sich nicht um eine Rahmen- 
vorschrift; der Satz kann also hier weg- 
fallen. 

19. § 33 Abs. 2 wird wie folgt neu for- 
muliert: 

„(2) Der Leiter der Dienststelle ist 
vom Zeitpunkt der Sitzungen vorher zu 
verständigen.“ 

Begründung; 

Die Neuformulierung ist der Praxis 
besser angepaßt. 

20. § 36 wird wie folgt formuliert: 

4 36 

Über die Angelegenheiten der Beam- 
ten, Angestellten und Arbeiter wird von 
der Personalvertretung grundsätzlich 
gemeinsam beraten und abgestimmt. Bei 
Angelegenheiten, die lediglich die An- 
gehörigen einer Gruppe betreffen, ist 
auf Antrag der Vertreter der beteiligten 
Gruppe nur von dieser zu beraten und 
abzustimmen.“ 

Begründung : 

Die gemeinsame Beratung dient der 
besseren Zusammenarbeit. Die Minder- 
heitsrechte sind durch Satz 2 gewahrt. 

21. § 50 wird wie folgt gefaßt: 

4 50 

Für den Geschäftsbereich einer ober- 
sten Dienstbehörde kann durch Rechts- 
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Verordnung des zuständigen Bundes- 
ministers, die der Zustimmung des Bun- 
desrates nicht bedarf, ein Gesamtpcrso- 
nalrat gebildet werden.“ 

Begründung : 

Da die Rechtsverordnung sich nur auf 
Bundesbehörden bezieht, besteht kein 
Interesse des Bundesrates an einer Zu- 
stimmung. Im übrigen soll nicht nur 
dann ein Gesamtpersonalrat gebildet 
werden können, wenn alle Personalrätc 
es übereinstimmend beantragen. 

22. In § 54 Abs. 4 sind nach den Worten 
„der zuständige Bundesminister“ die 
Worte einzufügen: „durch allgemeine 
Verwaitungsvorschriften“. 

Begründung : 

Es muß klargestellt werden, daß es sich 
nur um allgemeine Verwaltungsvor- 
schriften handelt. 

23. An die Stelle der §§ 55, 56 und 57 wird 
folgender neuer § 55 gesetzt: 

4 55 

(1) Aufgabe des Personalrats ist, die 
Interessen der Angehörigen des öffent- 
lidien Dienstes gegenüber der Dienst- 
stelle wahrzunehmen. Der Personalrät 
hat jede parteipolitische Betätigung in 
der Dienststelle zu unterlassen. Er hat 
sich für die Wahrung der Vereinigungs- 
freiheit der Angehörigen des öffent- 
lichen Dienstes einzusetzen.“ 

Abs. 2 wird der bisherige § 57 Abs. 1, 
Abs, 3 wird er bisherige § 57 Abs. 2. 

Begründung: 

Redaktionelle Verbesserung; die gestri- 
chenen Sätze erscheinen im Hinblick auf 
die Vorschriften des Grundgesetzes über- 
flüssig. 

24. 5 58 wird gestrichen. 

Begründung: 

Die Vorschrift enthält nur Selbstver- 
ständliches. 

25. In § 62 Abs. 3 werden die beiden letz- 
ten Sätze gestrichen und der bisherige 
§ 63 in folgender Formulierung als Ab- 
satz 4 an § 62 angefügt: 

„(4) Der zuständige Minister kann die 
verweigerte Zustimmung des Personal- 


rats ersetzen. Er kann dabei den Ein- 
wendungen des Personalrats Rechnung 
tragen und seine Zustimmung unter 
Auflagen ersetzen.“ 

Begründung: 

Da § 62 keine Rahmenvorschrift ist, 
sind die beiden letzten Sätze überflüssig. 
Der bisherige § 63 gehört systematlsdi 
zu § 62. 

26. In § 66 wird Buchstabe c gestrichen. 
Begründung: 

Die Vorschrift kann an dieser Stelle zu 
Mißdeutungen und Verwechslungen An- 
laß geben. Sie ist ohnehin sachlich in 
anderen Vorschriften (z. B. §§ 69, 71, 72 
und 74) enthalten. 

27. § 69 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Absatz 1 gilt für die in § 10 
Abs. 3 bezeichneten Personen und die 
Beamten auf Zeit nur, wenn sie es be- 
antragen.“ 

Begründung: 

Auch die in § 10 Abs. 3 genannten Per- 
sonen und die Beamten auf Zeit sollen 
die Möglichkeit haben, die Hilfe eines 
Personalrats in Anspruch zu nehmen. 

28. In § 71 Abs. 2 werden die Buchstaben b 
und c gestrichen. 

Begründung: 

Die Formulierung der Vorschriften in 
den Buchstaben b und c würde nicht 
alle Mißbräuche ausschließen. 

Der bis/herige Buchstabe d wird Buch- 
stabe b. 

29. In § 75 sind auch die §§ 61 — 63 zu 
zitieren. 

Begründung: 

Nach dem Sinn der Vorschrift müssen 
auch die §§ 61 — 63 anwendbar sein. 

30. In § 76 Abs. 1 muß es richtiger heißen: 
„die Schweigepflicht nach § 59 verletzt“. 

31. In § 76 Abs. 3 Satz 1 ist an Stelle des 
Wortes „Bediensteten'"' das Wort „Ver- 
letzten“ zu setzen. 

Begründung: 

Die Änderung dient der Klarstellung. 
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32. In § 77 wird vor die Worte „bei Streitig- 
keiten“ Ziffer „1." und vor die Worte 
„für die Klage“ Ziffer „2.“ gesetzt. 

Begründung: 

Redaktionelle Verbesserung. 

33. § 81 bedarf insofern der Anpassung an 
Art. 80 Abs. 1 GG, als Inhalt, Zweck 
und Ausmaß der Ermächtigung hin- 
reichend genau umschrieben werden 
müssen. 

34. § 82 Abs. 2 wird gestrichen. 
Begründung: 

Die Länder sollen bei der landesrecht- 
lichen Regelung der Personalvertretun- 
gen im öffentlichen Dienst nicht durch 
einengende Vorschriften beschränkt 
werden. 


35. § 83 wird wie folgt formuliert: 

„Dieses Gesetz gilt nicht für Dienst- 
stellen im Ausland.“ 

Begründung: 

Die gestrichenen Worte erscheinen über- 
flüssig. 

36. Es wird folgender § 84 a eingefügt: 

«S 84 a 

Dieses Gesetz und die auf Grund dieses 
Gesetzes erlassenen und noch zu erlas- 
senden Rechtsverordnungen gelten auch 
im Lande Berlin, wenn es gemäß Ar- 
tikel 87 Abs. 2 seiner Verfassung die 
Anwendung dieses Gesetzes bestimmt.“ 

Begründung: 

Berlin-Klausel. 
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Anlage 3 


Stellungnahme 

der Bundesregierung zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


L 

Die Bundesregierung stimmt den Vorschlägen 
des Bundesrates zu den §§ 9, Abs. 1, 10, 13, 
18, 20, 25, 31, 54, 69 Abs. 2, 76 Abs. 1 und 
3, 77, 83, 84 a (vgl. Ziff. 6, 8, 9, 13, 14, 16, 
17, 22, 27, 30, 31, 32, 35, 36 der Änderungs- 
vorschläge) zu. 

II. 

Zu den übrigen Vorschlägen ist zu be- 
merken: 

1. Zur Frage des Zustimmungsgesetzes 

Die Auffassung, daß das Gesetz der Zu- 
stimmung des Bundesrates bedürfte, 
könnte nur auf Artikel 84 Abs. 1 GG 
gestützt werden. 

Eine Ausführung des Gesetzes durch die 
Länder kommt in Betracht, soweit Vor- 
schriften für die Länder, und zwar die in 
§ 82 vorgesehenen Rahmenvorschriften 
erlassen werden. 

Behörden werden nach dem Gesetz nicht 
eingerichtet. Ebensowenig enthalten die 
in § 82 aufgeführten Rahmenvorschriften 
die Regelung irgendeines Verwaltungs- 
verfahrens. 

Die Zustimmung des Bundesrates zu dem 
Gesetz in der von der Bundesregierung 
vorgelegten Fassung wird daher nicht für 
erforderlich gehalten. Die Eingangsformel 
muß daher lauten: „Der Bundestag hat 
das folgende Gesetz beschlossen:“ 

2. Zum Gesetz insgesamt 

Es wird vorgeschlagen, das Wort „Be- 
dienstete“ nicht durch die Worte „Ange- 
hörige des öffentlichen Dienstes“ zu er- 
setzen. Diese Änderung wäre so umständ- 
lich, daß die Gesetzesfassung insgesamt 
mehr verschlechtert würde als durch die 
Beibehaltung des Wortes „Bedienstete“, 
das zwar nicht unbedingt ideal ist, aber 


doch den einzigen zusammenfassenden 
Ausdruck für die Beamten, Angestellten 
und Arbeiter des öffentlichen Dienstes 
darstellt. 

3. Zu den §§ 1 bis 3 

Dem Vorschlag des Bundesrates auf aus- 
drückliche Einfügung der Gerichte und 
Richter wird zugestimmt. Da eine geson- 
derte Personalvertretung für die Richter 
nicht in Betracht kommt, muß in einem 
neuen Absatz zu § 2 bestimmt werden, 
daß die Beamten und Richter im Sinne 
dieses Gesetzes eine Gruppe bilden. 
Eine Änderung zu § 3 ist nicht erforder- 
lich. Danach ergeben sich folgende Ände- 
rungen: 

In § 1 Abs. 1 ist hinter Verwaltungen ein- 
zufügen: Gerichten“. § 2 erhält folgen- 

den Wortlaut: 

„(1) Bedienstete im Sinne dieses Ge- 
setzes sind die Barnten und Richter, die 
Angestellten und Arbeiter sowie die Lehr- 
linge und Anlernlinge. 

(2) Die Beamten und Riditer bilden 
eine Gruppe im Sinne dieses Gesetzes.“ 

4. Zu §§ 4 und 5 

Die Unterscheidung der Angestellten und 
Arbeiter ist ausdrücklich nicht auf die 
Versicherungspflidit, sondern auf den ge- 
schlossenen Vertrag abgestellt. Im öffent- 
lichen Dienstrecht werden zum Teil inva- 
lidenversicherungspflichtige Arbeitnehmer 
dem Angestelltentarifrecht unterstellt. Sie 
müssen also als Angestellte behandelt 
werden. 

5. Zu § 6 

a) Die Ersetzung des Wortes „Bediensteter“ 
in § 6 durch „Angehörige der Bundes- 
bahn“ ist nicht begründet, weil die Er- 
mächtigung zum Erlaß der Rechtsverord- 
nung nicht auf den Bundesverkehrs- 
minister beschränkt sein soll. 
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b) Geg€n die Ersetzung y,der obersten 
Bundesdiensthehörde'' durch „den zu- 
ständigen Bundesminister^* in ^ 6 be- 
stehen keine Bedenken. Der Inhalt und 
das Ausmaß der Ermächtigung sind hin- 
reichend sicher bestimmt. Zur deutliche- 
ren Umschreibung des Zweckes sind die 
Worte »unter Berücksichtigung der be- 
sonderen Verhältnisse einer Behörde oder 
Betriebsverwaltung und der Tätigkeit der 
Bediensteten'' durch die Worte „In Be- 
rücksiditigung der künftigen Laufbahn 
des Bediensteten“ zu ersetzen. 

6. Zu § 9 

Die Buchstaben c und d in § 9 Abs. 3 
sind erforderlich. 

Der in Buchstabe c umschriebene Perso- 
nenkreis muß von dem Wahlrecht aus- 
geschlossen sein. Die Anwendungsfälle des 
Buchstaben c werden gerade im Personal- 
vertretungsgesetz Vorkommen; auch der 
letzte Entwurf des Betriebsverfassungs- 
gesetzes enthält diese Vorschrift. 

Die Zuerkennung des Wahlrechts für 
Personen, die noch nicht die halbe regel- 
mäßige Arbeitszeit leisten, ist unbegründet. 

7. Zu § 15 Abs. 2 

Bei Beschäftigung von Beamten, Ange- 
stellten und Arbeitern nebeneinander ist 
im Interesse des Minderheitenschutzes als 
Grundsatz die Gruppenwahl erforderlich. 
Es ist rechtlich inkonsequent, die Gemein- 
schaftswahl, die bei Verwirklichung des 
Minderheitenschutzes eine Ausnahme bil- 
den muß, zur Regelform zu bestimmen 
und für die Durchsetzung des Grund- 
satzes einen besonderen Beschluß zu er- 
fordern. 

An dem Vorschlag der Regierungsvor- 
lage wird festgehalten. 

8. Zu § 15 Abs. 3 

Der Begriff der Persönlichkeitswahl ist 
nicht hinreichend sicher zu bestimmen. 
Auch die Verhältniswahl kann eine Per- 
sönlichkeitswahl einschließen, wie das 
Wahlrecht zum gegenwärtigen Bundestag 
gezeigt hat. 

Die Entscheidung kann nur zwischen den 
Grundsätzen der Mehrheits- und der Ver- 
hältniswahl getroffen werden. Die Mehr- 
heitswahl, für die anscheinend der Bun- 
desrat elntreten will, würde bei dem Vor- 
handensein von 2 Gruppen und dem Feh- 


len von Wahlkreisen stets zu einer Majo- 
rislerung der einen Gruppe durch die 
andere führen. Das Personalvertretungs- 
recht muß aber gerade darauf abgestellt 
werden, daß möglichst alle in der Dienst- 
stelle Beschäftigten ihre Vertretung 
finden. Der für die Mehrheitswahl viel- 
fach angeführte Grund, daß sie besser die 
Bildung einer arbeitsfähigen Regierung 
ermögliche, kommt für die Personalver- 
tretung nicht in Betracht. 

An der Regierungsvorlage — Wahl nach 
den Grundsätzen der Verhältniswahl — 
wird daher festgehalten. 

9. Zu § 17 

Der Vorschlag des Bundesrates, den Wahl- 
vorstand von der Personal Versammlung 
statt von dem scheidenden Personalrat 
bestellen zu lassen, würde bei großen 
Verwaltungen und Betrieben zu einer 
zusätzlichen Erschwerung führen, weil die 
Personalversammlung eigens zu diesem 
Zweck stattfinden müßte. Die Bestellung 
des Wahlvorstandes durch den scheiden- 
den Personalrat entspricht im übrigen 
einer allgemeinen Praxis. 

Es wird daher vorgeschlagen, es bei dem 
Entwurf der Bundesregierung zu belassen. 
Damit bleibt die Regelung auch in Über- 
einstimmung zu den Beschlüssen zum Be- 
triebsverfassungsgesetz. 

10. Zu § 24 

Mit Rücksicht auf die bereits eingetre- 
tenen Fälle bei Bildung der Bundesmini- 
sterien aus Verwaltungen des Vereinigten 
Wirtschaftsgebietes erscheint § 24 Abs. 3 
nicht überflüssig. An der Vorschrift wird 
daher festgehalten. 

1 1. Zu § 32 Abs. 4 Satz 2 

Aus Paritätsgründen wäre die Streichung 
nur möglich, wenn auch die Zuziehung der 
Gewerkschaften (§ 34) gestrichen würde. 
Wenn auch die Mitgliedschaft in Arbeit- 
gebervereinigungen zur Zeit nur in Ge- 
meinden vorkommt, braucht dieser Fall 
begrifflich jedoch nicht für den Bund und 
bundesunmittelbare Körperschaften aus- 
geschlossen zu sein. 

12. Zu § 33 

Dem Vorschläge des Bundesrates kann 
entsprochen werden, jedoch muß das 
Wort „rechtzeitig“ eingefügt werden. 
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13. Zu § 36 

Der Vorschlag des Bundesrates reicht für 
die klare Scheidung der Befugnisse nicht 
aus. Die Beratung und Beschlußfassung 
über die Angelegenheiten nur einer 
Gruppe ist mit Rücksicht auf die Sach- 
kenntnis und das Interesse ohne weiteres 
und nicht nur auf Antrag dieser Gruppe 
zu belassen. 

Der redaktionellen Änderung kann mit 
folgender Fassung entsprochen werden: 

„Über die gemeinsamen Angelegenheiten 
der Beamten, Angestellten und Arbeiter 
wird von der Personalvertretung gemein- 
sam beraten und besdilossen. Bei Ange- 
legenheiten, die lediglich die Angehörigen 
einer Gruppe betreffen, sind nur ihre 
Vertreter zur Beschlußfassung berufen. 
Dies gilt nicht für eine Gruppe, die im 
Personalrat nicht vertreten ist,“ 

14. Zu § 50 

Dem Vorschläge des Bundesrates kann 
entsprochen werden, jedoch ist der Hin- 
weis auf die Zustimmung des Bundesrates 
zu streichen, da das Gesetz kein Zustim- 
mungsgesetz ist. 

15. Zu den §§ 55 — 57 

Der Streichung des § 55 Abs. 1 Satz 1 
und Abs. 3, nicht jedoch des Abs. 2, kann 
zugestimmt werden. Die allgemeine Frie- 
denspflicht und die Untersagung von Ar- 
beitskämpfen, andererseits die Zulässig- 
keit der Arbeitskämpfe tariffähiger Par- 
teien, bedürfen der ausdrücklichen Fest- 
legung. Auch ^ 56 Abs. 1 erscheint des- 
wegen notwendig, weil der Personalrat 
das Personalvertretungsgesetz als die 
Grundlage seiner Rechte und Pflichten 
betrachten wird. Deshalb ist ein Hinweis 
auf seine Bindungen durch das Grundge- 
setz durchaus zweckmäßig. § 57 der Re- 
gierungsvorlage enthält eine ins einzelne 
gehende Aufgabenregelung und unter- 
scheidet sich deshalb dadurch sachlich von 
den §§ 55 und 56. 

§ 55 Abs. 1 erhält dann folgende Fassung: 

„Aufgabe des Personalrats ist es, die 
Interessen der Bediensteten gegenüber der 
Dienststelle wahrzunehmen.“ 

Die §§ 56 und 57 der Regierungsvorlage 
werden aufrechterhalten. 


16. Zu § 58 

Die Vorschrift der Regierungsvorlage 
erscheint notwendig und wird daher auf- 
rechterhalten, 

17. Zu § 62 Abs. 3 

Die letzten beiden Sätze sind erforderlich, 
weil auch bei juristischen Personen des 
Bundesrechts die Anrufung der letztent- 
scheidenden Stelle geregelt werden muß. 
Lediglich die Gemeinden und Gemeinde- 
verbände sind entsprechend dem Vor- 
schlag des Bundesrates hier herauszu- 
nehmen. Für sie ist die Bestimmung der 
anzurufenden Stelle in § 82 bei den 
Rahmenvorschriften zu treffen. In § 62 
Abs. 3 Satz 2 selbst sind nur 'die Worte: 
,, Gemeinden oder Gemeindeverbänden die 
Entscheidung der Vertretungskörperschaft 
oder ihres zuständigen Ausschusses, in 
sonstigen"' zu streichen. 

Gegen die Anfügung des § 63 als § 62 
Abs. 4 bestehen keine Bedenken. 

18. Zu § 66 Buchst, c 

Der Einwand des Bundesrates dagegen, 
daß zur Zuständigkeit des Personalrats 
auch die Sorge für einen angemessenen 
Arbeitseinsatz der Kriegs- und Unfall- 
beschädigten gehören soll, erscheint nicht 
begründet. An § 66 Buchst, c wird daher 
festgehalten. 

19. Zu § 71 

Im Interesse der Gerechtigkeit, die der 
Personalrat stets vertreten soll, erscheint 
die Aufrechterhaltung der Buchstaben b 
und c des § 71 Abs. 2 notwendig. 

20. Zu § 75 

Entsprechend dem Vorschläge des Bun- 
desrates ist in § 75 zu setzen statt „60": 
„63“. 

21. Zu § 81 

In § 81 ist der Inhalt der Ermächtigung 
hinreichend bestimmt. Das Ausmaß ist 
dadurch gegeben, daß nur Vorschriften 
dieses Gesetzes anwendbar oder nicht an- 
wendbar sein können. Der Zweck ist 
ebenfalls klar. Die Vorschrift dient der 
strafferen Disziplin kasernierter oder im 
Grenzdienst eingesetzter Bediensteter. 
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Jedodi kann insoweit ein ausdrücklicher 
Hinweis auf den Zweck aufgenommen 
werden. Für § 81 wird daher folgende 
neue Fassung vorgeschlagen: 

4 81 

Zur Sicherung der Einsatzfähigkeit von 
Bediensteten, die in Gemeinschaftsunter- 
künften zusammengefaßt sind oder im 
Grenzdienst stehen, regelt der zuständige 
Bundesminister im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister des Innern durch 
Rechtsverordnung, welche Vorschriften 
dieses Gesetzes für diese Bediensteten 
gelten.“ 

22. Zu § 82 

Dem Vorschlag des Bundesrates, den 
Ländern völlig Freiheit bei der Gestaltung 
des Personalvertretungsrechts zu lassen, 
kann nicht entsprochen werden. Die Ein- 


heitlichkeit des Dienstrechts erfordert 
eine Abstimmung dieser wichtigen Ma- 
terie bei Bund, Ländern und Gemeinden 
aufeinander. Rahmenvorschriften sind da- 
her grundsätzlich für erforderlich zu 
halten. 

Die In § 82 Abs. 2 aufgeführten Vor- 
schriften stellen das Mindestmaß dessen 
dar, was zu dieser Abstimmung des Bun- 
des- und Landesrechts erforderlich ist. 
§ 82 Abs. 2 ist daher aufrechtzuerhalten. 

Mit Rücksicht auf die Vorschläge des 
Bundesrates zu § 62 Abs. 3 ist in § 82 
Abs. 2 auch § 62 aufzuführen und ein 
weiterer Satz folgenden Wortlauts anzu- 
fügen: „In den Fällen des § 62 Abs. 3 
tritt an die Stelle des zuständigen Bun- 
desministers in Gemeinden oder Ge- 
meindeverbänden die Entscheidung der 
Vertretungskörperschaft oder ihres zu- 
ständigen Ausschusses.“ 


26 



Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksache 160 (neu) 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 4. März 1954 

3 — 22107 — 202/54 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung besdilosscnen 

Entwurf eines Gesetzes über die Personalver- 
tretungen in den öffentlichen Verwaltungen und 
Betrieben (Personal vertretun gsgesetz) 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundestages 
herbeizuführen (Anlage 1). 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 119. Sitzung am 19. Februar 1954 gemäß 
Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes zu der Gesetzcsvorlage nadi 
Anlage 2 Stellung genommen. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu den Änderungsvorschlägen 
des Bundesrates Ist in Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20. 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Personalvertretungen in den öffentlichen Verwaltungen und Betrieben 

(Personalvertretungsgesetz) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

1. TEIL 
Im Bunde 

ERSTES KAPITEL 
Allgemeine Vorschriften 

§ 1 

(1) In den Verwaltungen, Gerichten und 
Betrieben des Bundes und der bundesunmittel- 
baren Körperschaften, Anstalten und Stiftun- 
gen des öffentlichen Rechts werden zur Ver- 
tretung der Bediensteten in den sie berühren- 
den Angelegenheiten Personalvertretungen 
nach diesem Gesetz gebildet. 

(2) Die Aufgaben der Gewerkschaften und 
Arbeitgebervereinigungen werden durch dieses 
Gesetz nicht berührt, 

S 2 

(1) Bedienstete im Sinne dieses Gesetzes 
sind die Beamten und Richter, die Angestell- 
ten und Arbeiter sowie die Lehrlinge und 
Anlernlinge. 

(2) Die Beamten und Richter bilden eine 
Gruppe im Sinne dieses Gesetzes. 

S 3 

Wer Beamter ist, bestimmen die Beamten- 
gesetze. 

(1) Als Angestellte Im Sinne dieses Gesetzes 
gelten Arbeitnehmer, die nach ihrem Arbeits- 
vertrage als Angestellte eingestellt sind. 


(2) Als Angestellte gelten auch Lehrlinge, 
die sich in Ausbildung zu einem Angestellten- 
beruf befinden sowie das mit einfachen oder 
mechanischen Dienstleistungen beschäftigte 
Büropersonal. 

§ 5 

Als Arbeiter im Sinne dieses Gesetzes gel- 
ten Arbeitnehmer, die nach ihrem Arbeitsver- 
trag als Arbeiter eingestellt sind, sowie die 
Lehrlinge, die nicht für einen Angestellten- 
beruf ausgebildet werden. 

§6 

Der zuständige Bundesminister kann durch 
Rechtsverordnung bestimmen, daß die Zuge- 
hörigkeit von Bediensteten zu den Gruppen 
der Beamten, der Angestellten oder der Arbei- 
ter in Berücksichtigung der künftigen Laufbahn 
des Bediensteten abweichend von den Vor- 
schriften der §§ 3 bis 5 geregelt wird. 

§ 7 

(1) Als Dienststellen im Sinne dieses Ge- 
setzes gelten die Behörden und Verwaltungs- 
stellen (§ 187 Abs. 2 des Bundesbeamten- 
gesetzes vom 14. Juli 1953 — Bundes- 
gesetzbl. I S. 551) der in § 1 bezeichneten 
Verwaltungen und die Betriebe. 

(2) Bestandteile von Dienststellen können 
zu Dienststellen im Sinne dieses Gesetzes 
erklärt werden, wenn die oberste Dienstbe- 
hörde oder die Leitung der Betriebsverwal- 
tung dies für zweckmäßig hält. Vor der Ent- 
scheidung sind die Bediensteten zu hören. Ist 
eine Personalvertretung oder ein Wahlvor- 
stand vorhanden, deren Dienststelle von der 
Entscheidung betroffen wird, so Ist ihre Zu- 
stimmung (§ 62) an Stelle der Anhörung der 
Bediensteten erforderlich. 
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§ 8 

Für die Dienststelle handelt deren Leiter, 
sein Vertreter oder Beauftragter. 

ZWEITES KAPITEL 
Der Personalrat 

ERSTER ABSCHNITT 

Zusammensetzung und Wahlen 

§ 9 

(1) Wahlberechtigt zur Personalvertretung 
(Personalrat) einer Dienststelle sind alle Be- 
diensteten, welche die bürgerlichen Ehren- 
rechte besitzen, am Wahltage das 18. Lebens- 
jahr vollendet haben und mindestens seit drei 
Monaten In öffentlichen Verwaltungen oder 
von ihnen geführten Betrieben beschäftigt 
sind. 

(2) Wer zu einer Dienststelle abgeordnet 
ist, ist auch in ihr wahlberechtigt. 

(3) Nicht wahlberechtigt sind 

a) Personen, die im Verläufe ihrer Ausbil- 
dung beschäftigt werden, 

b) Personen, deren Beschäftigung überwie- 
gend nicht ihrem Erwerb dient, sondern 
durch Beweggründe karitativer oder reli- 
giöser Art bestimmt ist, 

c) Personen, deren Beschäftigung überwie- 
gend ihrer Heilung, Wiedereingewöhnung, 
sittlichen Besserung oder Erziehung dient, 

d) Personen, die wöchentlich regelmäßig 
weniger als 24 Stunden beschäftigt sind. 

§ 10 

(1) Wählbar sind alle Wahlberechtigten, 
die am Wahltage das 21. Lebensjahr voll- 
endet haben, seit mindestens sechs Monaten 
in der Dienststelle und seit mindestens einem 
Jahr in öffentlichen Verwaltungen oder von 
ihnen geführten Betrieben beschäftigt sind. 

(2) Nicht wählbar ist, wer sich nocJi in 
Berufsausbildung befindet. 

(3) Nicht wählbar sind die Leiter der 
Dienststellen und Ihre ständigen Vertreter 
nach Maßgabe des Verwaltungsauf baus und 
der Dienstanweisungen sowie Bedienstete, die 
Zu Entscheidungen in Personalangelegenheiten 
befugt sind. Das gleiche gilt für Bedienstete, 


die zu einer Dienststelle abgeordnet sind und 
in der bisherigen Dienststelle keinen Dienst 
leisten. 

(4) Wer das Wahlrecht zum Deutschen 
Bundestag nicht besitzt, ist nicht wählbar. 

§ 11 

Besteht die Dienststelle weniger als ein 
fahr, so bedarf es für die Wählbarkeit nicht 
der sechsmonatigen Zugehörigkeit zur Dienst- 
stelle. Das gleiche gilt für die einjährige Be- 
schäftigung im öffentlichen Dienst, wenn 
nicht mindestens drei Mal so viel wählbare 
Bedienstete jeder Gruppe vorhanden wären, 
als nach den §§12 und 13 zu wählen sind. 

§ 12 

(1) In allen Dienststellen, die In der Regel 
mindestens fünf Wahlberechtigte beschäfti- 
gen, von denen drei wählbar sind, werden 
Personalräte gebildet. 

(2) Der Personalrat besteht In Dienststel- 
len mit in der Regel 

5 bis 20 wahlberechtigten Bediensteten 
aus einer Person, 

21 bis 50 wahlberechtigten Bediensteten 
aus drei Mitgliedern, 

51 bis 100 wahlberechtigten Bediensteten 
aus fünf Mitgliedern, 

101 bis 300 v/ahlberechtigten Bediensteten 
aus sieben Mitgliedern, 

301 bis 600 wahlberechtigten Bediensteten 
aus neun Mitgliedern, 

601 bis 1000 wahlberechtigten Bediensteten 
aus elf Mitgliedern. 

Die Zahl der Mitglieder erhöht sich In Dienst- 
stellen mit 1001 bis 5000 wahlberechtigten 
Bediensteten um je zwei für je weitere ange- 
fangene 1000, mit 5001 und mehr wahlbe- 
rechtigten Bediensteten um je zwei für je wei- 
tere angefangene 2000. 

(3) Die Höchstzahl der Mitglieder beträgt 25. 

§ 13 

(1) Sind in der Dienststelle Beamte, Ange- 
stellte und Arbeiter beschäftigt, so muß jede 
dieser Gruppen entsprechend ihrem zahlen- 
mäßigen Stärkeverhältnis im Personalrat ver- 
treten sein, wenn dieser aus mindestens drei 
Mitgliedern besteht. Bei gleicher Stärke der 
Gruppen entscheidet das Los. 
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(2) Eine Gruppe erhält wenigstens 

bis zu 50 Gruppenangehörigen 

1 Vertreter, 

bei 51 bis 200 Gruppenangehörigen 

2 Vertreter, 

bei 201 bis 600 Gruppenangehörigen 

3 Vertreter, 

bei 601 bis 1000 Gruppenangehörigen 

4 Vertreter, 

bei 1001 bis 3000 Gruppenangehörigen 

5 Vertreter, 

bei 3001 und mehr Gruppenangehörigen 

6 Vertreter. 

(3) Die Feststellung des Zahlenverhältnisses 
erfolgt durch den Wahlvorstand nach den 
Grundsätzen der Verhältniswahl. 

(4) Eine Gruppe erhält keine Vertretung, 
wenn ihr in der Regel nicht mehr als fünf 
Personen angehören und diese nicht mehr als 
ein Zwanzigstel der Bediensteten der Dienst- 
stelle darstellen. 

§ 14 

Die Verteilung der Mitglieder des Personal- 
rats auf die Gruppen kann abweichend von 
den Vorschriften des § 13 geordnet werden, 
wenn jede Gruppe dies vor der Neuwahl in 
getrennter geheimer Abstimmung beschließt. 

§ 15 

(1) Der Personalrat wird in geheimer und 
unmittelbarer Wahl gewählt. 

(2) Besteht der Personalrat aus mehr als 
einer Person, so wählen die Beamten, Ange- 
stellten und Arbeiter ihre Vertreter (§ 13) je 
in getrennten Wahlgängen, es sei denn, daß 
jede Gruppe in getrennter geheimer Abstim- 
mung die gemeinsame Wahl beschließt. 

(3) Die Wahl erfolgt nach den Grund- 
sätzen der Verhältniswahl. In Dienststellen, 
deren Personalrat aus einer Person besteht, 
wird dieser mit einfacher Stimmenmehrheit 
gewählt; das gleiche gilt für Gruppen, denen 
nur ein Vertreter im Personalrat zusteht. 

(4) Jeder Bedienstete darf nur auf einer 
Vorschlagsliste benannt werden. 

§ 16 

Der Personalrat soll sich möglichst aus Ver- 
tretern der verschiedenen Beschäftigungsarten 
der in der Dienststelle tätigen männlichen 
und weiblidien Bediensteten zusammensetzen. 


§17 

(1) Spätestens sechs Wochen vor Ablauf 
seiner Amtszeit kann der Personalrat einen 
aus drei Wahlberechtigten bestehenden Wahl- 
vorstand und einen der Bestellten als Vorsit- 
zenden bestellen. Im Wahlvorstand müssen 
in Dienststellen mit Beamten, Angestellten 
und Arbeitern sämtliche Gruppen vertreten 
sein. 

(2) Besteht vier Wochen vor Ablauf der 
Amtszeit des Personalrats kein Wahlvorstand, 
so beruft der Leiter der Dienststelle auf An- 
trag eines Wahlberechtigten oder einer in der 
Dienststelle vertretenen Gewerkschaft eine 
Personalversammlung ein, in der ein Wahl- 
vorstand gemäß Absatz 1 gewählt wird. 

§ 18 

Besteht in der Dienststelle bei Inkrafttreten 
dieses Gesetzes kein Personalrat oder wird 
eine Dienststelle neu errichtet oder wird in 
der Dienststelle die für die Errichtung eines 
Personalrats vorgeschriebene Mindestzahl von 
Bediensteten erreicht, so beruft der Leiter der 
Dienststelle auf Antrag mindestens eines 
Wahlberechtigten oder einer in der Dienst- 
stelle vertretenen Gewerkschaft eine Personal- 
versammlung ein, in der ein Wahlvorstand 
gemäß § 17 Abs. 1 gewählt wird. 

§ 19 

Der Wahlvorstand hat die Wahl unver- 
züglich einzuleiten; sie soll spätestens nach 
sedis Wochen stattfinden. Kommt der Wahl- 
vorstand dieser Verpflichtung nicht nach, so 
beruft der Leiter der Dienststelle auf Antrag 
eines Wahlberechtigten oder einer in der 
Dienststelle vertretenen Gewerkschaft eine 
Personalversammlung ein, auf der ein neuer 
Wahlvorstand gewählt wird. 

§ 20 

(1) Niemand darf die Wahl des Personal- 
rats behindern oder sonst in einer gegen die 
guten Sitten verstoßenden Weise beeinflussen. 

(2) Die sachlichen Kosten der Wahl trägt 
die Dienststelle. Notwendige Versäumnis von 
Arbeitszeit infolge der Ausübung des Wahl- 
rechts, der Teilnahme an der in den §§ 17 
und 18 genannten Personal Versammlung 
oder Betätigung im Wahlvorstand hat keine 
Minderung der Dienstbezüge (des Arbeits- 
entgelts) zur Folge, 
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§ 21 

(1) Die Wahl Ist anfechtbar, wenn gegen 
wesentliche Vorschriften über das Wahlredit, 
die Wahlart oder das Wahlverfahren ver- 
stoßen worden ist. Dies gilt nicht, wenn der 
Verstoß das Wahlergebnis nicht geändert 
oder beeinflußt hat. 

(2) Die Anfechtung kann von jedem Wahl- 
berechtigten, jeder in der Dienststelle ver- 
tretenen Gewerkschaft oder der Dienststelle 
binnen einer Frist von 14 Tagen nach Be^ 
kanntgabe des Wahlergebnisses durch Klage 
beim Verwaltungsgericht geltend gemadit 
werden. 


(1) Beschäftigt eine Dienststelle während 
bestimmter Zeiten des Jahres oder zur Er- 
füllung bestimmter Arbeitsaufgaben minde- 
stens 21 Bedienstete nur vorübergehend, so 
wählen diese mit einfacher Stimmenmehrheit 
bei 21 bis 50 nichtständigen Bediensteten 

1 Sprecher, 

bei 51 bis 100 nichtständigen Bediensteten 

3 Sprecher, 

bei 100 und mehr nichtständigen 

Bediensteten 5 Sprecher. 

Der Personalrat bestimmt den Wahlvorstand 
und seinen Vorsitzenden. Im übrigen gelten 
für die Wahl der Sprecher die Vorschriften 
der §§ 9, 10, 15, 16, 19, 20 und 21 mit Aus- 
nahme der Vorschriften über die Dauer der 
Zugehörigkeit zum öffentlichen Dienst und 
zur Dienststelle entsprechend. 

(2) In Dienststellen, die in der Regel min- 
destens zehn jugendliche Bedienstete beschäf- 
tigen, werden Jugendsprecher gewählt. Ab- 
satz 1 gilt entsprediend mit der Maßgabe, daß 
die Vorschriften in den §§ 9 und 10 über das 
Mindestalter keine Anwendung finden. 

ZWEITER ABSCHNITT 

Amtszeit 
§ 23 

(1) Die Amtszeit des Personalrats beträgt 
zwei Jahre. Sie beginnt mit dem Tage der 
Wahl oder, wenn zu diesem Zeitpunkt noch 
ein Personalrat besteht, mit Ablauf von 
dessen Amtszeit. 

(2) Wiederwahl ist zulässig. 


§ 24 

(1) Eine Neuwahl ist gemäß § 17 einzu- 
leiten, wenn 

a) mit Ablauf eines Jahres, vom Tage der 
Wahl gerechnet, die Zahl der regelmäßig 
Beschäftigten um die Hälfte, mindestens 
aber um 50 gestiegen oder gesunken Ist 
oder 

b) die Gesamtzahl der Personalratsmitglieder 
auch nach Eintreten sämtlidier Ersatzmit- 
glieder unter die vorgeschriebene Zahl der 
Personalratsmitglieder gesunken Ist oder 

c) der Personalrat mit Mehrheit seinen 
Rücktritt beschlossen hat oder 

d) gemäß § 25 der Personalrat durch gericht- 
liche Entscheidung aufgelöst wird. 

(2) In Fällen des Absatzes 1 Buchstaben 
a bis c führt der bestehende Personalrat die 
laufenden Geschäfte weiter, bis der neue 
Personalrat gewählt Ist. 

(3) Der Personalrat hört auf zu bestehen, 
v/enn nicht nur vorübergehend 

a) die Voraussetzungen für die Bildung eines 
Personalrats entfallen oder 

b) die Dienststelle zu bestehen aufhört. 

§ 25 

(1) Ein Viertel der Wahlberechtigten, der 
Dienststellenleiter oder eine In der Dienst- 
stelle vertretene Gewerkschaft kann gegen 
den Personalrat beim Verwaltungsgericht 
Klage auf Ausschluß eines Mitgliedes aus 
dem Personalrat oder auf Auflösung des Per- 
sonalrats wegen grober Vernachlässigung oder 
Verletzung seiner gesetzlichen Befugnisse oder 
Pflichten erheben. Der Personalrat kann aus 
diesem Grunde gegen ein Mitglied Klage beim 
Verwaltungsgericht auf Ausschluß aus dem 
Personalrat erheben. 

(2) Ist der Personalrat aufgelöst, so setzt 
der Vorsitzende des Verwaltungsgerichts im 
Wege der einstweiligen Anordnung nach An- 
hörung der Beteiligten einen vorläufigen Per- 
sonalrat ein, dieser hat unverzüglich eine 
Neuwahl einzuleiten. 

■ § 26 

Die Mitgliedschaft im Personalrat erlischt 
durch 

a) Ablauf der Wahlzeit, 

b) Amtsniederlegung, 
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c) Beendigung des Dienstverhältnisses, 

d) Ausscheiden aus der Dienststelle, 

e) Verlust der Wählbarkeit, 

f) gerichtliche Entscheidung nach § 25, 

g) Feststellung nach Ablauf der in § 21 Abs. 2 
bezeichneten Frist, daß der Gewählte nicht 
wählbar war. 


§ 27 

Die Mitgliedschaft im Personalrat ruht, 
solange ein förmliches Disziplinarverfahren 
schwebt (§78 BDO in der Fassung der An- 
lage zum Gesetz zur Änderung und Ergän- 
zung des Dienststrafrechts vom 28. November 
1952 — Bundesgesetzbl. I S. 761 — ). 


§ 28 

(1) Scheidet ein Mitglied aus, so tritt ein 
Ersatzmitglied nach den Bestimmungen der 
Wahlordnung ein. Dies gilt auch für das Ein- 
treten der Ersatzmitglieder als Stellvertreter 
für zeitweilig verhinderte Mitglieder des Per- 
sonalrats. 

(2) Die Ersatzmitglieder werden der Reihe 
nach aus den nicht gewählten Bediensteten 
derjenigen Vorschlagslisten entnommen, denen 
die zu ersetzenden Mitglieder angehören. Ist 
der ausgeschiedene oder verhinderte Vertreter 
mit einfacher Stimmenmehrheit gewählt (§15 
Abs. 3 Satz 2), so tritt der nicht gewählte 
Bedienstete mit der nächsthöchsten Stimmen- 
zahl als Ersatzmitglied ein. 

(3) Im Falle des § 24 Abs. 1 Buchst, c 
treten Ersatzmitglieder nicht ein. 


§ 29 

(1) Die Amtszeit der in § 22 Abs. 1 be- 
zeichneten Sprecher endet mit Ablauf des für 
die Beschäftigung der nichtständigen Be- 
diensteten vorgesehenen Zeitraums oder mit 
Erfüllung von deren Arbeitsaufgaben. Im 
übrigen gelten die Vorschriften dieses Ab- 
schnittes mit Ausnahme des § 23 und des § 24 
Abs. 1 Buchst, a sinngemäß. 

(2) Die Amtszeit der Jugendsprecher (§ 22 
Abs. 2) beträgt ein Jahr. Im übrigen gelten 
die Vorschriften dieses Abschnittes mit Aus- 
nahme des § 24 Abs. 1 Buchst, a sinngemäß. 


DRITTER ABSCHNITT 
Geschäftsführung 

§ 30 

(1) Der Personalrat wählt mit einfacher 
Mehrheit aus seiner Mitte einen Vorsitzenden 
und einen stellvertretenden Vorsitzenden. Ge- 
hören dem Personalrat Beamte, Angestellte 
und Arbeiter an, so muß einer der beiden 
Vorsitzenden Beamter, einer Angestellter oder 
Arbeiter sein. 

(2) Der Vorsitzende des Personalrats und 
im Falle seiner Verhinderung sein Stellver- 
treter vertreten den Personalrat im Rahmen 
der von ihm gefaßten Beschlüsse. 

§ 31 

Hat der Personalrat neun oder mehr Mit- 
glieder, so kann er aus seiner Mitte mit ein- 
facher Stimmenmehrheit drei Ausschußmit- 
glieder wählen. Die Ausschußmitglieder bilden 
zusammen mit dem Vorsitzenden und dem 
stellvertretenden Vorsitzenden den Personal- 
ausschuß für die laufende Geschäftsführung. 
Er muß aus Angehörigen der im Personalrat 
vertretenen Gruppen bestehen. 

§ 32 

(1) Spätestens eine Woche nach dem Wahl- 
tag hat der Wahlvorstand die Mitglieder des 
Personalrats zur Vornahme der nach den 
§§ 30 und 31 vorgeschriebenen Wahlen ein- 
zuberufen. 

(2) Alle weiteren Sitzungen beraumt der 
Vorsitzende an. Er setzt die Tagesordnung 
fest und leitet die Verhandlungen. Der Vor- 
sitzende hat sämtliche Mitglieder des Per- 
sonalrats rechtzeitig unter Mitteilung der 
Tagesordnung zu laden. 

(3) Auf Verlangen eines Viertels der Per- 
sonalratsmitglieder oder der Dienststelle hat 
der Vorsitzende eine Sitzung anzuberaumen 
und den beantragten Beratungsgegenstand auf 
die Tagesordnung zu setzen. 

(4) Der Leiter der Dienststelle oder sein 
Beauftragter (§ 8) nimmt an den Sitzungen, 
die auf Verlangen der Dienststelle anberaumt 
sind oder zu denen sie ausdrücklich eingeladen 
ist, mit beratender Stimme teil. Gehört die 
Dienststelle einer Arbeitgebervereinigung an, 
so kann sie einen Vertreter dieser Vereinigung 
mit beratender Stimme zuziehen. 
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§ 33 

(1) Die Sitzungen des Personalrats finden 
unter Berücksichtigung der dienstlichen Ver- 
hältnisse in der Regel während der Arbeits- 
zeit statt. Sie sind nicht öffentlich. 

(2) Der Leiter der Dienststelle ist vom 
Zeitpunkt der Sitzungen rechtzeitig zu ver- 
ständigen. 

§ 34 

Der Personalrat kann von Fall zu Fall be- 
schließen, daß je ein Beauftragter der unter 
den Mitgliedern des Personalrats vertretenen 
Gewerkschaften berechtigt ist, an den Sitzun- 
gen mit beratender Stimme teilzunehmen. 

§ 35 

(1) Die Beschlüsse des Personalrats werden 
mit einfacher Mehrheit der stimmberechtigten 
Mitglieder gefaßt. Bei Stimmengleichheit ist 
ein Antrag abgelehnt. 

(2) Der Personalrat ist beschlußfähig, wenn 
mindestens die Ffälfte der in der Angelegen- 
heit stimmberechtigten Personalratsmitglieder 
erschienen ist; Stellvertretung durch Ersatz- 
mitglieder Ist zulässig. 

§ 36 

Uber die gemeinsamen Angelegenheiten der 
Beamten, Angestellten und Arbeiter wird von 
der Personalvertretung gemeinsam beraten 
und beschlossen. Bei Angelegenheiten, die 
lediglich die Angehörigen einer Gruppe be- 
treffen, sind nur Ihre Vertreter zur Beschluß- 
fassung berufen. Dies gilt nicht für eine 
Gruppe, die im Personalrat nicht vertreten Ist. 

§ 37 

(1) Erachtet die Mehrheit der Vertreter 
einer Gruppe einen Beschluß des Personalrats 
als eine erhebliche Beeinträchtigung wichtiger 
Interessen der durch sie vertretenen Be- 
diensteten, so ist auf ihren Antrag der Be- 
schluß auf die Dauer von einer Woche auszu- 
setzen, damit In dieser Frist eine Verstän- 
digung, gegebenenfalls mit Fiilfe der Gewerk- 
schaften, versucht werden kann. 

(2) Nach Ablauf dieser Frist Ist über die 
Angelegenheit neu zu beschließen. Wird der 
erste Beschluß bestätigt, so kann der Antrag 
auf Aussetzung nicht erneut gestellt werden. 


§ 38 

An der Verhandlung von Fragen, welche 
die Interessen der nichtständigen Bediensteten 
wesentlich berühren, nehmen die gemäß § 22 
Abs. 1 zu wählenden Sprecher mit beratender 
Stimme teil. Das gleiche gilt für die Teil- 
nahme eines Jugendsprechers (§ 22 Abs. 2) an 
Verhandlungen über Angelegenheiten der 
jugendlichen Bediensteten. 

§ 39 

(1) Über jede Verhandlung des Personal- 
rats ist eine Niederschrift aufzunehmen, die 
mindestens die Namen der erschienenen Mit- 
glieder, den Wortlaut der Beschlüsse und die 
Stimmenmehrheit, mit der sie gefaßt sind, 
enthält. Die Niederschrift muß vom Vor- 
sitzenden und einem weiteren Mitglied unter- 
zeichnet sein. 

(2) Soweit die Dienststelle in der Sitzung 
vertreten Ist, ist ihr auch die Niederschrift zur 
Unterzeichnung vorzulegen und eine Abschrift 
zu übergeben. 

§ 40 

Weitere Bestimmungen über die Geschäfts- 
führung trifft der Personalrat in einer Ge- 
schäftsordnung, die er sich selbst gibt. 

§ 41 

(1) Die Mitglieder des Personalrats führen 
ihr Amt ehrenamtlich und unentgeltlich. 

(2) Versäumnis von Arbeitszeit, die zur 
ordnungsmäßigen Durchführung der Aufgaben 
des Personalrats erforderlich ist, hat keine 
Minderung der Dienstbezüge (des Arbeits- 
entgelts) zur Folge. 

(3) Mitglieder des Personalrats sind von 
ihrer dienstlichen Tätigkeit freizustellen, wenn 
und soweit es nach dem Umfange oder der 
Eigenart der Verwaltung oder des Betriebes 
zur ordentlichen Durchführung ihrer Auf- 
gaben erforderlich ist. Einzelheiten können in 
einer Dienstvereinbarung geregelt werden. 

§ 42 

In Dienststellen, die regelmäßig mehr als 
100 Bedienstete beschäftigen, kann der Per- 
sonalrat im Einvernehmen mit der Dienst- 
stelle Sprechstunden des Personalratsvorsitzen- 
den oder anderer vom Personalrat bestimmter 
Mitglieder an einem oder mehreren Tagen der 
Woche auch während der Arbeitszeit eln- 
rlchten. 
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§ 43 

Die notwendigen Kosten der Geschäfts- 
führung des Personalrats trägt die Dienststelle. 
Sie stellt für die Sitzungen, die Spredistunden 
und die laufende Geschäftsführung die nach 
Umfang des Betriebes zur Wahrnehmung der 
Aufgaben des Personalrats erforderlichen 
Räume und Arbeitsmittel zur Verfügung. 

§ 44 

Die Erhebung und Leistung von Beiträgen 
der Bediensteten für Zwecke des Personalrats 
ist unzulässig. 

DRITTES KAPITEL 
Personalversammlung 
§ 45 

(1) Die Personalversammlung besteht aus 
den Bediensteten der Dienststelle. Sie wird 
vom Vorsitzenden des Personalrats, im Ver- 
hinderungsfälle von seinem Stellvertreter, 
geleitet; sie ist nicht öffentlich. 

(2) Kann nach den dienstlichen Verhält- 
nissen eine gleichzeitige Versammlung aller 
Bediensteten nicht stattfinden, so sind Teil- 
versammlungen abzuhalten. 

§ 46 

(1) Der Personalrat hat einmal in jedem 
Kalendervierteljahr in einer Personalver- 
sammlung einen Tätigkeitsbericht zu erstatten. 
Die Dienststelle Ist unter Mitteilung der 
Tagesordnung einzuladen. Ihr Vertreter ist 
berechtigt, in der Personalversammlung zu 
sprechen; auf Wunsch des Personalrats soll er 
sich zu bestimmten Gegenständen der Tages- 
ordnung äußern. 

(2) Der Personalrat Ist außerdem berechtigt 
und auf Wunsch der Dienststelle oder min- 
destens eines Viertels der wahlberechtigten 
Bediensteten verpflichtet, eine Personalver- 
sammlung einzuberufen und den beantragten 
Beratungsgegenstand auf die Tagesordnung 
zu setzen. Von dem Zeitpunkt der Versamm- 
lungen, die auf Wunsch der Dienststelle statt- 
finden, ist diese rechtzeitig zu verständigen. 

§ 47 

(1) Die In § 46 Abs. 1 bezeichneten und 
die Im Einvernehmen mit der Dienststelle 


cinberufenen Personalversammlungen finden 
während der Arbeitszeit statt, soweit nicht 
der Dienst eine andere Regelung erfordert. 

(2) Im übrigen finden die Personalver- 
sammlungen außerhalb der Arbeitszeit statt. 

(3) § 41 Abs. 2 gilt entsprechend. 

§ 48 

Die Personalversammlung kann Wünsche 
und Anträge an den Personalrat richten. Sie 
darf nur Angelegenheiten behandeln, die zur 
Zuständigkeit des Personalrats gehören. 

§ 49 

Der Personalrat kann je einen Beauftragten 
der unter den Mitgliedern des Personalrats 
vertretenen Gewerkschaften zur beratenden 
Teilnahme an der Personalversammlung eln- 
laden. Gehört die Dienststelle einer Arbeit- 
gebervereinigung an, so kann sie einen Ver- 
treter dieser Vereinigung zuziehen. 


VIERTES KAPITEL 
Gesamtpersonalrat 

und mehrstufige Personalvertretung 
§ 50 

Für den Geschäftsbereich einer obersten 
Dienstbehörde kann durch Rechtsverordnung 
des zuständigen Bundesministers ein Gesamt- 
personalrat gebildet werden. 

§ 51 

(1) Zur Wahl des Gesamtpersonalsrats bil- 
den die Beamten-, Angestellten- und Arbeiter- 
mitglieder der Einzelpersonalräte je einen 
Wahlkörper. Jeder Wahlkörper wählt unter 
Leitung der drei ältesten Personalratsvor- 
sitzenden in geheimer Wahl und nach den 
Grundsätzen der Verhältniswahl aus seiner 
Mitte die auf ihn entfallenden Mitglieder des 
Gesamtpersonalrats. 

(2) Mitgliederzahl und Zusammensetzung 
des Gesamtpersonalrats richten sich nach den 
§§12 und 13. Die Höchstzahl der Mitglieder 
beträgt 15. 

(3) Die §§ 10, 19 und 20 gelten ent- 
sprediend. 
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FÜNFTES KAPITEL 


§ 52 

(1) Der Gesamtpersonalrat ist nur zustän- 
dig für die Behandlung von Angelegenheiten, 
die die Verwaltung in ihrer Gesamtheit oder 
mehrere Dienststellen betreffen und nicht 
durch die einzelnen Personalräte innerhalb 
ihrer Dienststellen geregelt werden können. 
Er ist den einzelnen Personalräten nicht über- 
geordnet. 

(2) Für die Geschäftsführung des Gesamt- 
personalrats gelten die §§ 30 bis 44 ent- 
sprechend. Sind für Angehörige des Gesamt- 
personalrats Dienstreisen erforderlich, so sind 
sie von der für die Genehmigung von Dienst- 
reisen zuständigen Stelle zu genehmigen. In 
diesem Falle wird Reisekostenvergütung nach 
dem Gesetz über Reisekostenvergütung der 
Beamten vom 15. Dezember 1933 (Reichs- 
gesetzbl. I S, 1067), jedoch mindestens nach 
Stufe III zu Lasten der Dienststelle gezahlt. 

§ 53 

(1) Die Amtszeit des Gesamtpersonalsrats 
beträgt zwei Jahre. Die §§ 23 bis 25 gelten 
entsprechend. 

(2) Die Mitgliedschaft im Gesamtpersonal- 
rat erlischt mit der Mitgliedschaft im Per- 
sonalrat. 

(3) Für den Eintritt von Ersatzmitgliedern 
gilt § 28 entsprediend. 

§ 54 

(1) Bei mehrstufigen Verwaltungen, die 
einer obersten Dienstbehörde unterstehen, 
können mehrstufige Personalvertretungen in 
Anlehnung an den Verwaltungsaufbau bei 
den Mittel- und Oberbehörden gebildet wer- 
den. Das gleiche gilt für bundesunmittelbare 
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts und für Bundesbetriebc. 

(2) Die bei den nachgeordneten Dienst- 
stellen bestehenden Personalvertretungen wäh- 
len die Mitglieder der bei der nächstüber- 
geordneten Dienststelle zu errichtenden Per- 
sonalvertretung. § 51 gilt entsprechend. 

(3) Die Bestimmungen der §§ 52 und 53 
finden für die mehrstufige Personalvertretung 
Anwendung. 

(4) Das Nähere regelt der zuständige Bun- 
desminister durch allgemeine Verwaltungsvor- 
schriften unter Berücksiditigung des Aufbaus 
der Verwaltung. 


Zusammenarbeit 
von Dienststelle und Personalrat 

ERSTER ABSCHNITT 
Allgemeines 

§ 55 

(1) Aufgabe des Personalrates ist cs, die 
Interessen der Bediensteten gegenüber der 
Dienststelle wahrzunehmen. 

(2) Dienststelle und Personalrat haben alles 
zu unterlassen, was geeignet ist, die Arbeit 
und den Frieden der Dienststelle zu gefähr- 
den, Sie dürfen insbesondere keine Maßnah- 
men des Arbeitskampfes gegeneinander durch- 
führen. Arbeitskämpfe tariffähiger Parteien 
werden hierdurch nicht berührt. 

§ 56 

(1) Der Pcrsonalrat hat bei Ausübung seiner 
Befugnisse darauf zu achten, daß jede dem 
Grundgesetz widersprechende unterschiedliche 
Behandlung der Bediensteten wegen ihres 
Geschlechts, Ihrer Abstammung, Ihrer Rasse, 
ihrer Sprache, Ihrer Heimat und Herkunft, 
Ihres Glaubens, ihrer religiösen oder ihrer 
politischen oder gewerkschaftlichen Betätigung 
oder Einstellung unterbleibt. Er hat jede par- 
teipolitische Betätigung in der Dienststelle zu 
unterlassen. 

(2) Der Personalrat hat sich für die Wah- 
rung der Vereinigungsfreiheit der Bediensteten 
elnzusctzen. 

§ 57 

(1) Es ist Aufgabe des Personalrats, An- 
regungen, Anträge und Beschwerden, die sich 
auf die allgemeinen oder persönlichen Dienst- 
angelegenheiten beziehen, von den Bedienste- 
ten entgegenzunehmen, und falls sie ihm be- 
rechtigt erscheinen, mit seiner Stellungnahme 
der Dienststelle zu unterbreiten. 

(2) Der Personalrat hat ferner die Pflicht, 
über strittige Fragen, die sich aus dem Dienst- 
verhältnis ergeben, auf Antrag des Beteiligten 
oder auf Vorschlag der Dienststelle mit diesen 
zu verhandeln und einen gütlichen Ausgleich 
zu versuchen. Die Anrufung von übergeord- 
neten Behörden ist erst zulässig, wenn keine 
Einigung Innerhalb der Dienststelle erzielt 
worden ist. 
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§ 58 

Kein Mitglied des Personalrats und keiner 
der in § 22 bezeldineten Vertreter dürfen in 
der Ausübung ihrer Befugnisse behindert oder 
auf Grund ihrer Tätigkeit benachteiligt oder 
begünstigt werden. 

§ 59 

(1) Alle Mitglieder oder Ersatzmitglieder 
des Personalrats sind verpfliditet, über dienst- 
liche Angelegenheiten oder Tatsachen, die 
ihnen auf Grund ihrer Zugehörigkeit zum 
Personalrat bekanntgeworden sind, Still- 
schweigen audi nadi dem Aussdieiden aus 
dem Personalrat oder der Dienststelle zu 
wahren. Dies gilt Insbesondere für Angelegen- 
heiten, die ausdrücklich als geheim bezeichnet 
sind, oder deren Geheimhaltung sich aus der 
Natur der Sache ergibt. 

(2) Die Schweigepflicht nadi Absatz 1 gilt 
entsprechend für Personen, die zu den Sitzun- 
gen der Personalvertretungen als Sachver- 
ständige oder Vertreter von Gewerkschaften 
oder Arbeitgebervereinigungen hinzugezogen 
werden. 


ZWEITER ABSCHNITT 
Formen und Durchführung der Beteiligung 
§ 60 

(1) Soweit der Personalrat zu hören ist, 
wird er vor Durchführung einer Maßnahme 
In Kenntnis gesetzt. 

(2) Der Personalrat kann Einwendungen 
erheben und Gegenvorschläge machen. Die 
Einwendungen und Vorsdiläge sind zu be- 
gründen. Der Personalrat kann eine gemein- 
same Erörterung mit der Dienststelle bean- 
tragen. 

(3) Äußert sich der Personalrat nicht Inner- 
halb einer Woche oder hält er bei der von 
ihm beantragten Erörterung seine Einwendun- 
gen oder Vorschläge nicht aufrecht, so gilt die 
Maßnahme als gebilligt. 

(4) Die Dienststelle kann die in Absatz 3 
bestimmte Frist In dringenden Fällen bis auf 
24 Stunden verkürzen. Die Frist rechnet vom 
Zugang der Mitteilung an den Vorsitzenden 
des Personalrats. 


§ 61 

(1) Soweit der Personalrat an Entscheidun- 
gen mitwirkt, ist die beabsichtigte Maßnahme 
vor der Durchführung mit dem Ziele einer 
Verständigung rechtzeitig und eingehend mit 
ihm zu erörtern. 

(2) Entspricht die Dienststelle den Einwen- 
dungen des Personalrats nicht oder nicht In 
vollem Umfange, so gibt sie dem Personalrat 
ihre Entscheidung unter Angabe der Gründe 
bekannt. 

§ 62 

(1) Soweit eine Maßnahme der Mitbestim- 
mung des Personalrats unterliegt, kann sie 
nur mit seiner Zustimmung getroffen werden. 

(2) Die Dienststelle unterrichtet den Per- 
sonalrat von der beabsichtigten Maßnahme 
und beantragt seine Zustimmung. Der Be- 
schluß des Personalrats ist der Dienststelle 
Innerhalb einer Woche mitzuteilen. § 60 
Abs. 4 findet Anwendung. 

(3) Verweigert der Personalrat die Zu- 
stimmung, führt er innerhalb einer Woche 
nach Mitteilung der beabsichtigten Maßnahme 
keinen Beschluß herbei oder entspricht die 
Dienststelle seinen Einwendungen nicht, so 
können Personalrat oder Dienststelle die Ent- 
scheidung des zuständigen Ministers anrufen, 
dessen Bereich die Dienststelle angehört. An 
Stelle des Ministers ist in Körperschaften, 
Anstalten oder Stiftungen des öffentlichen 
Rechts das In ihrer Verfassung vorgesehene 
oberste Organ anzurufen. In Zweifelsfällen 
bestimmt der zuständige Minister die anzu- 
rufende Stelle. 

§ 63 

Die nach § 62 Abs. 3 angerufene Stelle 
kann die verweigerte Zustimmung des Per- 
sonalrats ersetzen. Sie kann dabei den Ein- 
wendungen des Personalrats Rechnung tra- 
gen und seine Zustimmung unter Auflagen 
ersetzen. 

§ 64 

(1) Soweit Dienstvereinbarungen zugelassen 
sind, können Dienststelle und Personalrat 
im Rahmen der gesetzlichen und tariflichen 
sowie der sonstigen für die Dienststelle gelten- 
den Vorschriften gemeinsam Bestimmungen 
(Dienstvereinbarungen) mit allgemeiner Ver- 
bindlichkeit für die in der Dienststelle Tätigen 
oder einen Teil von ihnen erlassen. 
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(2) Eine Dienstvereinbarung ist sdiriftlidi 
niederzulegen. Sie ist vom Leiter der Dienst- 
stelle und dem Vorsitzenden des Personalrats 
zu unterzeichnen. Sie ist in geeigneter Weise 
den durch sie Betroffenen bekanntzugeben. 
Sie muß den Zeitpunkt des Inkrafttretens ent- 
halten. 

(3) Durch Dienstvereinbarungen können die 
Befugnisse des Personalrats weder erweitert 
noch beschränkt werden. 

(4) Dienst- oder Betriebsvereinbarungen, 
die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes abge- 
schlossen worden sind, treten außer Kraft, 
soweit sie diesem Gesetz widersprechen. 
Dienst- oder Betriebsvereinbarungen, die eine 
Kündigungsfrist nicht vorschen, können von 
beiden Seiten mit einer Frist von drei Mona- 
ten zum Schlüsse eines Kalendervierteljahres 
gekündigt werden. 

DRITTER ABSCHNITT 
Die Beteiligung an sozialen Angelegenheiten 
§ 65 

In sozialen Angelegenheiten ist der Per- 
sonalrat zu hören bei 

a) Gewährung von Unterstützungen und 
sonstigen sozialen Zuwendungen, jedoch 
nur mit Zustimmung des Antragstellers, 

b) Aufstellung des Urlaubsplanes, 

c) allgemeine Regelungen der Ausbildung 
und Fortbildung, 

d) Maßnahmen zur Hebung der Arbeits- 
leistung, 

e) Maßnahmen zur Erleichterung des Ar- 
beitsablaufs, 

f) Ernennung von Vertrauens- und Betriebs- 
ärzten. 

§ 66 

In sozialen Angelegenheiten wirkt der Per- 
sonalrat mit bei 

a) Durchführung der Tarifverträge und der 
zugunsten der Bediensteten erlassenen 
Vorschriften, 

b) Maßnahmen zur Verhütung von Dienst- 
und Arbeitsunfällen und von sonstigen 
Gesundheitsschädigungen, 

c) Sorge für Kriegs- und Unfallbeschädigte 
durch Zuteilung einer ihren Kräften und 


Fähigkeiten entsprechenden Beschäftigung 
gemäß § 13 des Schwerbeschädigtengesetzes 
vom 16. Juni 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 389), 

d) Verteilung von Wohnungen, über die die 
Dienststelle verfügt, 

e) Entgegennahme von Beschwerden der Be- 
schäftigten und, falls sie berechtigt er- 
scheinen, auch Hinwirken auf ihre Ab- 
stellung in Verhandlungen mit der Dienst- 
stelle. 

§ 67 

In sozialen Angelegenheiten hat der Per- 
sonalrat das Mitbestimmungsrecht bei 

a) Errichtung und Verwaltung von Wohl- 
fahrtseinrichtungen, 

b) Errichtung und Verwaltung von Kantinen, 

c) Durchführung von Arbeitsschutzvorschrif- 
ten (bei der Untersuchung von Dlenst- 
und Arbeitsunfällen und bei der Prüfung 
von Arbeitsschutzeinrichtungen ist der 
Personalrat zu beteiligen). 

§ 68 

In sozialen Angelegenheiten sind, soweit 
keine gesetzlichen oder tariflichen Regelungen 
bestehen, Dienstvereinbarungen zulässig über 

a) Zeit und Ort der Auszahlung des Arbeits- 
entgelts, 

b) soweit zulässig und zweckmäßig, Fest- 
legung von Gründen zur fristlosen Kün- 
digung, 

c) soweit zulässig und zweckmäßig, Fest- 
legung, Einziehung und Verwendung von 
Betriebsbußen, 

d) Freistellung von Mitgliedern des Personal- 
rats, 

e) Beginn und Ende der Arbeitszeit und der 
Pausen. 

VIERTER ABSCHNITT 
Die Beteiligung an Personalangelegenheiten 

§ 69 

(1) In Personalangelegenheiten ist der Per- 
sonalrat zu hören 

1. bei Beamten: 

a) Versetzung und Abordnung an eine 
andere Dienststelle, sofern der Beamte 
es beantragt. 
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b) vorzeitige Versetzung in den Ruhe- 
stand, sofern der Beamte es beantragt, 

c) Weiterbeschäftigung über die Alters- 
grenze hinaus, 

d) Erklärung der Nichtigkeit des Beamten- 
verhältnisses, 

e) Entlassung von Widerrufsbeamten, 

2. bei Angestellten und Arbeitern: 

a) Versetzung und Abordnung an eine 
andere Dienststelle, sofern der Arbeit- 
nehmer es beantragt, 

b) Weiterbeschäftigung über die Alters- 
grenze hinaus. 

(2) Absatz 1 gilt für die in § 10 Abs. 3 
bezeichneten Personen und die Beamten auf 
Zelt nur, wenn sie es beantragen. 

(3) Die Anhörung der Personalvertretung 
gemäß § 3 Abs. 4 des Sdiwerbeschädigten- 
gesetzes bleibt unberührt. 

§ 70 

Tn Personalangelegenheiten wirkt der Per- 
sonalrat mit bei Beamten und Arbeitnehmern 
auf Antrag des Betroffenen bei 

a) Urlaubsverweigerung, 

b) Versagung einer Genehmigung zur Über- 
nahme einer Nebenbeschäftigung oder zur 
Annahme von Belohnungen oder Ge- 
schenken, 

c) Anordnungen, durch die die Freiheit der 
Wahl der Wohnung beschränkt wird. 

S 71 

(1) In Personalangelegenheitcn hat der 
Personalrat das Mitbestlmmungsredit bei 

a) Einstellungen, 

b) Höhergruppierungen, 

c) Rückgruppierungen 

von Angestellten und Arbeitern mit Ausnahme 
der In § 10 Abs. 3 bezeichneten Personen. 

(2) Der Personalrat kann die Zustimmung 
zu Maßnahmen nach Absatz 1 nur verweigern, 
wenn 

a) die Maßnahme einen Verstoß gegen eine 
gesetzliche Vorschrift oder gegen eine 
Bestimmung in einem Tarifvertrag oder 
in einer Dienstvereinbarung oder gegen 
eine gerichtliche Entscheidung darstellen 
würde oder 


b) die Maßnahme nur mit Rücksicht auf 
persönliche Beziehungen des Bewerbers 
erfolgen soll; 

c) die Maßnahme eine nicht gerechtfertigte 
Benachteiligung eines anderen Arbeitneh- 
mers oder Bewerbers darstellen würde; 

d) der durch Tatsachen begründete Verdacht 
besteht, daß der Bewerber auf dem Ihm 
zugedachten Arbeitsplatz den Arbeits- 
frieden durch unsoziales oder gesetz- 
widriges Verhalten stören würde. 

§ 72 

In arbeitstechnischen Angelegenheiten Ist 
der Personalrat anzuhören über 

1. die Verbesserung der Arbeitsmethoden, 

2. die Einführung grundlegend neuer Arbeits- 
methoden, 

3. die Herbeiführung und Sicherung eines 
möglichst hohen Leistungsstandes. 

§ 73 

Der Personalrat wirkt bei folgenden Ver- 
waltungsmaßnahmen mit, soweit sie für die 
Bediensteten erhebliche Nachteile haben 
können: 

1. BcI wesentlicher Verkleinerung oder Auf- 
lösung von Dienststellen, 

2. bei Verlegung von Dienststellen, 

3. beim Zusammenschluß von Dienststellen. 

§ 74 

Der Personalrat hat das Recht der Mitbe- 
stimmung bei Erklärung von Teilen einer 
Dienststelle zur selbständigen Dienststelle im 
Sinne dieses Gesetzes (§ 7 Abs. 2). 


SECHSTES KAPITEL 

Zusammenarbeit mit einem Gesamtpersonal- 
rat und mehrstufigen Personalvertretungen 

§ 75 

Auf die Zusammenarbeit der Dienststellen 
mit einem Gesamtpersonalrat und mehr- 
stufigen Personalvertretungerl finden die 
§§ 55 bis 63, 65 Buchst, c bis e, 66 Buchst, a 
bis c, 67 Buchst, a und c, 68 Buchst, a bis c 
Anwendung. 
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SIEBENTES KAPITEL 
Strafbestimmungen 
§ 76 

(1) Wer vorsätzlidi oder fahrlässig die 
Sdiweigepflidit nach § 59 verletzt, wird mit 
Geldstrafe oder mit Gefängnis bis zu einem 
Jahr oder mit Haft bestraft. 

(2) Wer die Tat in der Absicht begeht, sich 
oder einem anderen einen Vermögensvorteil 
zu schaffen oder der Dienststelle Schaden zu- 
zufügen, wird mit Gefängnis bis zu drei 
Jahren bestraft; daneben kann auf Geldstrafe 
erkannt v/erden. Ferner kann der durdi die 
strafbare Handlung erlangte Vermögensvor- 
teil eingezogen werden. 

(3) Die Strafverfolgung tritt nur auf An- 
trag des Leiters der Dienststelle oder des Ver- 
letzten ein. Der Antrag kann nur innerhalb 
einer Frist von vier Wochen, gerechnet von 
dem Zeitpunkt an, an dem die Dienststelle 
oder der Bedienstete von der Tat Kenntnis 
erhalten hat, gestellt werden. 

Die Zurücknahme des Antrags ist zulässig. 

ACHTES KAPITEL 
Streitigkeiten 
§77 

Der Verwaltungsrechtsweg Ist außer In den 
Fällen der §§21 und 25 auch zulässig 

1. bei Streitigkeiten 

a) über die Wahlberechtigung oder Wähl- 
barkeit eines Bediensteten, 

b) über die Bestellung und Zuständigkeit 
der in § 22 bezelÄneten Sprecher und 
Jugendsprecher, 

c) in anderen Zweifelsfragen aus den 
Wahlen nach diesem Gesetz, 

2. für die Klage des Personalrats auf Er- 
stattung von notwendigen Geschäftsfüh- 
rungskosten. 

NEUNTES KAPITEL 
Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 78 

Soweit dieses Gesetz nichts anderes be- 
stimmt, können durch Tarifvertrag, Dienst- 
vereinbarungen oder sonstige Vereinbarun- 


gen abweichende Regelungen nicht getroffen 
werden. 

§ 79 

Ordnungsgemäß gewählte Betriebsräte, die 
bei Inkrafttreten dieses Gesetzes bestanden, 
bleiben längstens ein Vierteljahr nach In- 
krafttreten des Gesetzes Im Amt und neh- 
men die nach diesem Gesetz dem Personal- 
rat zukommenden Rechte und Pflichten 
wahr. 

§ 80 

Die Bundesregierung erläßt durch Rechts- 
verordnung Vorschriften über die Durch- 
führung der Wahlen zum Personalrat, be- 
sonders über 

a) die Vorbereitung der Wahl, insbesondere 
die Aufstellung der Wählerlisten und die 
Errechnung der Vertreterzahl, 

b) die Frist für die Einsichtnahme In die 
Wählerlisten und die Erhebung von Ein- 
sprüchen gegen sie, 

c) die Vorschlagslisten und die Frist für ihre 
Einreichung, 

d) das Wahlausschrciben und die Fristen für 
seine Bekanntmachung, 

c) die Stimmabgabe, 

f) die Feststellung des Wahlergebnisses und 
die Fristen für seine Bekanntmachung, 

g) die Anfechtung der Wahl, 

h) die Aufbewahrung der Wahlakten. 

§ 81 

Zur Sicherung der Einsatzfähigkeit von 
Bediensteten, die in Gemeinschaftsunterkünf- 
ten zusammengefaßt sind oder Im Grenzdienst 
stehen, regelt der zuständige Bundesminister 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
des Innern durch Rechtsverordnung, welche 
Vorschriften dieses Gesetzes für diese Be- 
diensteten gelten. 

II. TEIL 
In den Ländern 
§ 82 

(1) In den Verwaltungen und Betrieben 
der Länder, Gemeinden, Gemeindeverbän- 
de und der sonstigen nicht bundesunmittel- 
baren Körperschaften, Anstalten und Stif- 
tungen des öffentlichen Rechts werden Per- 
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sonalvertretungen gebildet. Dies gilt nidit 
für Kirchen und sonstige Religionsgemein- 
schaften; ihnen bleibt die selbständige Ord- 
nung eines Personalvertretungsrechts über- 
lassen. 

(2) Für die Gesetzgebung in den Ländern 
über diese Personalvertretungen gelten die 
§§ 2 bis 5, 13, 15, 20, 21, 24, 25, 36 bis 38, 
41, 44, 55, 62, 64, 80, 81 dieses Gesetzes als 
Rahmenvorschriften. In den Fallen des § 62 
Abs. 3 tritt an die Stelle der Entscheidung 
des zuständigen Bundesministers in Gemein- 
den oder Gemeindeverbänden die Entschei- 
dung der Vertretungskörperschaft oder ihres 
zuständigen Ausschusses. 

III. TEIL 

Geltungsbereich 
und Schlußbestimmungen 

§ 83 

Dieses Gesetz gilt nicht für Dienststel- 
len im Ausland. 


B e g r ü 

I. Allgemeines 

Das Betriebsverfassungsgesetz vom 11. Ok- 
tober 1952 (BGBl. I S. 681) regelt die Bezie- 
hungen von Arbeitnehmern und Arbeitge- 
bern in den Betrieben der privaten Wirt- 
schaft. Das Betriebsverfassungsgesetz nimmt 
in § 88 ausdrücklich die Arbeitnehmer des 
Bundes, der Länder und sonstigen juristi- 
schen Personen des öffentlichen Rechts von 
seinen Bestimmungen aus und weist diese 
Regelung einem besonderen Gesetz zu. 

Mit dieser Bestimmung folgt das Betriebs- 
verfassungsgesetz dem Grundgesetz. Das 
Grundgesetz weist in Art. 74 Nr. 12 das Ar- 
beitsredit einschl. der Betriebsverfassung der 
konkurrierenden Gesetzgebung des Bundes 
zu, trifft aber eine abweichende Regelung in 
den Art. 73 Nr. 8 und 75 Nr. 1 für die 
Rechtsverhältnisse der im öffentlichen Dienst 
stehenden Personen. Damit wird der Er- 
kenntnis Rechnung getragen, daß die Bezie- 
hungen zwischen Arbeitgeber und Arbeitneh- 
mer in der privaten Wirtschaft grundsätzlich 
anders liegen als im öffentlichen Dienst. 


§ 84 

§ 4 Abs. 2 des Gesetzes des Vereinigten 
Wirtschaftsgebietes über den Aufbau der 
Verwaltung für Verkehr vom 12. Septem- 
ber 1948 (WiGBl. S. 95) und § 25 des Bun- 
desbahngesetzes vom 13. Dezember 1951 
(Bundesgesetzbl. I S. 955) treten außer Kraft. 


§ 85 

Dieses Gesetz und die auf Grund dieses 
Gesetzes erlassenen und noch zu erlassenden 
Rechtsverordnungen gelten auch im Lande 
Berlin, wenn es gemäß Artikel 87 Abs. 2 
seiner Verfassung die Anwendung dieses Ge- 
setzes bestimmt. 

§ 86 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


n d u n g 

Dies gilt besonders für das Recht der Be- 
triebsvertretung. Das Verlangen nach Betei- 
ligung des Personals oder der von ihm ge- 
wählten Vertretung an den grundlegenden 
Entscheidungen eines Betriebes wird in der 
privaten Wirtsdraft mit der Durchsetzung 
demokratischer Forderungen für die Wirt- 
schaft begründet. Das Recht des Unterneh- 
mers, frei mit seinem Eigentum, also auch 
mit dem Unternehmen zu schalten, soll be- 
schränkt werden durch die Mitwirkung derer, 
die zum Funktionieren und zu den Erträgen 
des Unternehmens beitragen. 

Im öffentlich-reditlichen Bereich ist diese 
Forderung durch die Einführung der parla- 
mentarischen Demokratie bereits verwirk- 
licht. 

Das Verlangen nach Mitbestimmung in der 
privaten Wirtsdiaft wird ferner damit be- 
gründet, daß dem Kapital und der Leistung 
des Unternehmers als gleichberechtigter Fak- 
tor die Arbeitsleistung der Arbeitnehmer 
gegenüberstehe. 
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Im öffentlichen Dienst besteht ein solcher 
Gegensatz nicht. 

Die Forderungen auf Mitbestimmung in der 
privaten Wirtschaft stützen sich schließlich 
auf das Bestreben der Arbeitnehmer, ihren 
Arbeitsplatz zu erhalten und ihre Existenz 
nidit schutzlos willkürlichen oder fehlerhaf- 
ten Entschlüssen einzelner auszusetzen. Die 
Mitwirkung im privaten Bereich, besonders 
die wirtschaftliche Mitbestimmung, zielt des- 
halb darauf ab, Fehlentscheidungen bei we- 
sentlichen Änderungen des Betriebs oder über 
das Arbeits- und Produktionsprogramm 
durch die Beteiligung der Arbeitnehmer zu 
verhindern (vgl. §§ 72 bis 75 des Betriebs- 
verfass ungsgesetzesy. Die Gefah rdung des Ar- 
beitsplatzes durch wirtschaftliche Fehlentschei- 
dungen kommt für die öffentliche Verwal- 
tung und ihre Betriebe nicht In Betracht. 

Trotz dieser grundlegenden Unterschiede 
muß aber auch im öffentlichen Bereich das 
Verlangen der in einer Verwaltung oder 
einem Betrieb Tätigen nach Beteiligung an 
bestimmten Entscheidungen als gerechtfertigt 
anerkannt werden. Eine den Grundsatz der 
demokratisch-parlamentarischen Verantwort- 
lichkeit wahrende Mitwirkung der Im öffent- 
lichen Dienst tätigen Personen an den Ent- 
scheidungen, die ihren Arbeitsplatz berühren, 
erscheint vor allem gerechtfertigt, damit sie 
das Gefühl echter Mitarbeiterschaft haben. 

Die im öffentlichen Dienst Tätigen arbeiten 
nicht wie im privaten Bereich in erster Linie 
zur Erzielung eines möglichst hohen Ge- 
winns, sondern als Diener der Gesamtheit 
des Volkes. Ihre Mitbestimmung findet da- 
her ihre Schranke in den Entscheidungen des 
Trägers der Staatsgewalt. Besonders deutlich 
wird dieser Unterschied bei dem Vergleich 
der Beamten im Öffentlichen Dienst und der 
privaten Arbeitnehmer. Daß die Zusammen- 
fassung des Betriebsvertretungsrechts dieser 
beiden Gruppen in einem Gesetz zu Schwie- 
rigkeiten und Verwirrungen führen würde, 
liegt auf der Hand. Es entspricht dem Grund- 
gesetz, die Betriebsvertretung der Beamten 
und der Arbeitnehmer des öffentlichen Dien- 
stes in einem Gesetz zusammenzufassen, denn 
beide leisten In der gleichen Dienststelle 
Dienste für die Allgemeinheit. Das gilt 
gleichermaßen für die Hoheitsverwaltung wie 
für die von Ihr geführten Betriebe, die regel- 
mäßig wichtigen Bedürfnissen der Allgemein- 
heit und nicht wirtschaftlichen Zwecken 
dienen. 


II. Im einzelnen 

Zu § 1 

In jeder öffentlichen Verwaltung, bei den 
Gerichten und in jedem von der öffentlichen 
Hand geführten Betrieb wird die überwie- 
gende Zahl der Angelegenheiten, an denen 
die Personalvertretung zweckmäßigerweise zu 
beteiligen ist, für Beamte, Riditer, Ange- 
stellte und Arbeiter gleldimäßlg zu regeln 
sein. Auch wenn entsprechend dem Art. 130 
Abs. 3 der Weimarer Verfassung und dem 
Betriebsrätegesetz von 1920 getrennte Be- 
amten-, Angestellten- und Arbeitervertretun- 
gen gebildet würden, müßten sie in einem 
wesentlichen Teil der Angelegenheiten ge- 
meinsam beschließen. Es erscheint daher 
zweckmäßig und dem Einvernehmen und 
der Zusammenarbeit zwischen den Beamten, 
Angestellten und Arbeitern dienlicher, daß 
eine gemeinsame Personalvertretung für jede 
Behörde und jeden Betrieb gebildet wdrd. 

Die Aufgabe der Gewerksdiaften und der Ar- 
beitgeberverbände bei der Gestaltung der all- 
gemeinen Beschäftigungsbedingungen soll 
durch die Personalvertretung nicht berührt 
werden. 

Zu den §§ 2 bis 6 

Die Rechtsverhältnisse der Beamten, Ange- 
stellten mnd Arbeiter im öffentlichen Dienst 
sind verschieden geregelt. Es entspricht dieser 
Tatsache, wenn die Interessen jeder dieser 
Gruppen durch von Ihr gewählte Vertreter 
gewahrt werden. Dazu ist eine Unterschei- 
dung dieser Gruppen untereinander erfor- 
derlich, § 6 gibt die Möglichkeit, z. B. Be- 
amtendlensttuer im Lohnverhältnis der Bun- 
desbahn der Gruppe der Beamten zuzuteilen. 
Bei den Gerichten bilden die Beamten und 
Richter eine Gruppe im Sinne dieses Ge- 
setzes. 


Zu § 7 

Entsprediend der Begriffsbestimmung des Be- 
triebes im privaten Betriebsverfassungsrecht 
wird als Einheit, die eine Personalvertretung 
erhält, eine Dienststelle bestimmt. Die Be- 
handlung von Tellen einer Dienststelle als 
selbständige Einheit und damit als Träger 
einer eigenen Personalvertretung kann beson- 
ders bei örtlicher Trennung zweckmäßig 
werden. 
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Zu § 8 

Die Vorschrift dient der Feststellung, wer 
den Dienstherrn gegenüber der Betriebsver- 
tretung vertritt. 

Zu den §§ 9 bis 21 

Die Bestimmungen über die Wahl des Be- 
triebsrats sind wesentlich den Bestimmungen 
des Betriebsverfassungsgesetzes angeglichen. 
Für die Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der 
Wahl kommt die Zuständigkeit des Arbeits- 
gerichts nicht in Betradit. Es handelt sich 
nicht um die Durdisetzung des Einzel- 
anspruchs eines Angestellten oder Arbeiters, 
sondern um die Prüfung, ob ein im Rahmen 
der Verwaltung vollzogener Akt rechtmäßig 
ist. Für die Prüfung von Vcrwaltungsakten 
ist die Zuständigkeit der Verwaltungsgerichte 
begründet. 

Dies entspricht dem Einbau der Pcrsonalver- 
tretung in die Verwaltung. Sie ist nach dem 
vorliegenden Entwurf keine vom öffentlichen 
Dienst losgelöste Institution, sondern hat eher 
die Stellung eines mitwirkenden Organs. 

Die Zuständigkeit der Verwaltungsgerichtc 
trägt ferner der Tatsache Rechnung, daß diese 
Streitigkeiten nur einheitlich entschieden 
werden können und eine Zuständigkeit der 
Arbeitsgerichte für Beamte nicht gegeben Ist. 

Zu § 22 

Die Bestellung von Sprechern und Jugend- 
sprechern, die die besonderen Verhältnisse 
vorübergehend Beschäftigter oder Jugend- 
lidier vertreten sollen, erscheint ebenso 
zweckmäßig wie im Betriebsverfassungsge- 
setz. 

Zu § 23 

Ebenso wie im Betriebsverfassungsgesetz ist 
die Amtszeit der Personalvertretung von 
einem auf zwei Jahre erhöht. Damit soll eine 
größere Stetigkeit der Amtsführung gewähr- 
leistet w^erden. 

Zu § 24 

Die Vorschrift regelt die vorzeitige Beendi- 
gung der Amtsdauer der Personalvertretung. 
Bereits vor Ablauf der regelmäßigen Amts- 
zeit muß eine Neuw^ahl eingeleitet werden, 
wenn nach Ablauf der halben Amtszeit (eines 
Jahres) die Zahl der regelmäßig Beschäftigten 
um die Eiälfte gestiegen oder gesunken ist. 


x\ndernfalls würde nur eine Minderheit der 
Beschäftigten durdi die Personalvertretung 
repräsentiert w'erden. 

Zu § 25 

Bei grober Vernachlässigung oder Verletzung 
seiner gesetzlichen Befugnisse oder Pflichten 
muß eine Möglichkeit zur Auflösung des Per- 
sonalrats oder zum Ausschluß eines Mitglie- 
des bestehen. Die Feststellung der Vorausset- 
zungen muß durch Gericht erfolgen. 

Zu § 27 

Ein Beamter kann des Dienstes vorläufig ent- 
hoben v/erden, wenn gegen ihn ein förmliches 
Disziplinarverfahren schwebt. In diesem Falle 
muß auch seine Tätigkeit in der Personalver- 
tretung ruhen. 

Zu § 28 

Damit die Personalvertretung stets hand- 
lungsfähig ist, muß für den Eintritt von Er- 
sntzmitgliedern gesorgt sein. 

Zu § 32 

Die Teilnahme eines Vertreters der Dienst- 
stelle an den in Abs. 4 genannten Sitzungen 
des Personalrats und seine Befugnis, an der 
Beratung mitzuwirken, dient der Sicherung 
einer guten Zusammenarbeit. 

Zu § 33 

Die Unterrichtung des Dienststellenleiters 
von den Personalratssitzungen ist nicht nur 
zu seiner Kenntnis über die Geschehnisse in 
der Dienststelle während der Arbeitszeit, son- 
dern auch im Interesse der guten Zusammen- 
arbeit erforderlich. 

Zu § 34 

Eine Heranziehung der Gewerkschaften, so- 
weit sie Mitglieder in der Dienststelle haben, 
soll dem Personalrat ermöglicht werden, da- 
mit er sich über dienst- und arbeitsrechtliche 
Grundlagen seiner Arbeit von den dazu be- 
rufenen Arbcitnehmerverelnigungen ber ten 
lassen kann. 

Zu § 36 

Bei den Entscheidungen des Personalrats muß 
sich die erforderliche Sachkenntnis mit der 
gerechten Würdigung und einem möglichst 
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guten Einsatz für die Interessen des einzelnen 
Bediensteten, um dessen Angelegenheiten es 
geht, verbinden. 

Grundsätzlich soll über gemeinsame Angele- 
genheiten aller Bediensteten gemeinsam bera- 
ten und beschlossen werden. Soweit jedoch 
nur eine in der Dienststelle vorhandene 
Gruppe betroffen ist, sind nur ihre Vertreter 
zur Wahrnehmung ihrer Interessen berufen. 

Zu § 37 

Halten die Vertreter einer Gruppe einen Be- 
schluß des Personalrats für eine erhebliche Be- 
einträchtigung wichtiger Interessen der durch 
sie Vertretenen, so können sie die Aussetzung 
des Beschlusses verlangen. 

Zu den §§ 43 bis 44 

Der Personalrat soll die notwendigen Mittel 
für die Ausgaben durcli die Dienststelle er- 
halten. Damit entfällt die Erhebung von 
Beiträgen, die den Personalrat zu einem 
selbständigen Verband Innerhalb der Dienst- 
stelle madien könnte. 

Zu den §§ 45 und 49 

Neben der regelmäßigen Tätigkeit des Per- 
sonalrats ist eine unmittelbare Beteiligung 
der Gesamtheit der Bediensteten für die Zu- 
sammenarbeit und ihre Teilnahme an den 
Angelegenheiten der Dienststelle förderlicdi 
und notwendig. 

Zu den §§ 50 bis 52 

In dem Geschäftsbereich einer obersten 
Dienstbehörde kann das Bedürfnis nach der 
Schaffung eines Gesamtpersonalrats bestehen. 
Dieser ist jedoch nicht den einzelnen Perso- 
nalräten übergeordnet, sondern lediglich für 
die Angelegenheiten zuständig, die gleich- 
mäßig für die Gesamtheit eines Geschäftsbe- 
reichs von der Personalvertrctung zu behan- 
deln sind. 

Zu § 54 

Die Bildung von mehrstufigen Personalver- 
tretungen hat sich bei der Größe mancher 
Geschäftsbereiche oder Betriebsverwaltungen 
als notwendig erwiesen. Das frühere Bestre- 
ben, als Mitglieder der Personalvertretungen 
der höheren Stufe nur Personalratsmitglieder 
der niedrigen Stufe zuzulassen, entspricht 
nicht mehr den Bestrebungen zur Vermei- 
dung von Doppelmandaten. Die nötige Er- 


fahrung wird ein Mitglied des höherstufigen 
Personalrats auf Grund seiner Zugehörigkeit 
zu den Verwaltungen und Betrieben des 
öffentlichen Dienstes immer besitzen. 

Zu den §§ 55 bis 56 

Der Personalrat soll für die Zusammenarbeit 
mit der Dienststelle, für den Arbeitsfrieden 
und die Wahrung der gesetzlichen Rechte des 
einzelnen in der Dienststelle sorgen. 

Zu § 57 

Aufgabe des Personalrats Ist es, unter Wah- 
rung seiner Objektivität die berechtigten In- 
teressen des einzelnen Bediensteten zu schüt- 
zen. 

Zu den §§ 60 bis 64 

Die Beteiligung des Personairats besteht in 
der Anhörung, der Mitwirkung, der Mitbe- 
stimmung oder der Teilnahme am Erlaß von 
Dienstregelungen. Regelungen, die auf früher 
geschlossenen Dienst- oder Betriebsvereln- 
barungen beruhen, müssen kündbar sein, da- 
mit eine diesem Gesetz entsprechende neue 
Vereinbarung getroffen werden kann. Soweit 
eine Mitbestimmung zugelasscn ist, muß im 
Interesse des Fortgangs der Dienstgeschäfte 
ebenso die Entscheidung einer dritten Stelle 
herbelgcführt werden können, wie dies für 
den privaten Bereich durch das Betriebsver- 
fassungsgesetz mit der Anrufung des Arbeits- 
gerichts ermöglicht wird. Es entspricht der 
demokratischen Gestaltung des Staates, daß 
der Repräsentant des Trägers der Staatsge- 
walt, nämlich das Parlament oder der ihm 
verantwortliche höchste Amtsträger, der Mi- 
nister, die letzten Entscheidungen trifft. An- 
dernfalls würde ein Minister der parlamen- 
tarischen Verantwortlichkeit durch die Be- 
rufung auf die Entscheidung eines Personal- 
rats auswelchen können. Für die Gemeinden 
und Gemeindeverbände ist eine sinngemäße 
Regelung (Entscheidung durch die Vertre- 
tungskörperschaft) in § 82 Abs. 2 Satz 2 vor- 
gesehen. 

Zu den §§ 65 bis 68 

Die Anhörung des Personalrats ist In sozialen 
Angelegenheiten fast durchweg vorgeschrie- 
ben, soweit sie von allgemeiner Bedeutung 
Ist. Sov/c’t Einzelanträge, besonders auf 
wirtschaftliche Unterstützung, zu entscheiden 
sind, muß es dem Belieben des Antragstellers 
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offenstehen, ob er den Personalrat als seinen 
Sachverwalter bemühen will oder nicht. 

Zu den §§ 69 bis 70 

In Personalangelegenheiten muß eine Beteili- 
gung des Personalrats vor allem dem Schutz 
des einzelnen Bediensteten gegen eine unge- 
rechtfertigte Verschlechterung seiner recht- 
lichen Stellung dienen. Insoweit ist seine Be- 
teiligung angezeigt. 

Zu § 71 

Eine Mitbestimmung des Personalrats zur 
Verhinderung gesetzwidriger, ungerechter 
oder betriebsstörender Einstellung, Höher- 
gruppierung oder Rückgruppierung von Ar- 
beitnehmern Ist zweckmäßig. 

Zu den §§ 72 und 73 

Eine Beteiligung der Personalvertretung in 
wirtschaftlichen Angelegenheiten ist in dem 
Umfange, wie sic für den privaten Bereich 
im Betriebsverfassungsgesetz festgelegt ist, 
auf den öffentlichen Dienst nicht übertragbar. 
Fragen der Preisgestaltung, Absatzregelung, 
Investitionen und wesentlicher Kapitalsverän- 
derungen können für den Fortbestand eines 
privaten Betriebes entscheidend sein. Für die 
Existenz des einzelnen Beamten, Angestellten 
oder Arbeiters im öffentlichen Dienst sind 
sie nicht von ausschlaggebender Bedeutung. 

Berechtigt ist aber im öffentlichen Dienst 
eine Mitwirkung des Personals bei wirtschaft- 
lichen Angelegenheiten in Fragen der Arbeits- 
technik und ferner, soweit die Verlegung oder 
der Zusammenschluß von Dienststellen we- 
sentliche Nachteile für das Personal zur Folge 
haben kann. 

Zu § 76 

Von der Aufnahme von Strafbestimmungen 
entsprechend den Vorschriften des § 78 des 
Betriebsverfassungsgesetzes ist in diesem Ge- 
setz abgesehen worden. Die Durchführung 
des Gesetzes durdi die Dienststellen kann im 


Wege der behördlichen Aufsicht — nötigen- 
falls durdi disziplinäre Maßnahmen — er- 
zwungen werden. Die Dienststellenleiter un- 
terstehen der Disziplinargewalt des zustän- 
digen Ministers. Dieser wiederum unterliegt 
der Parlamentskontrolle. Während der Ar- 
beitgeber nur durch Strafvorschriften zur Be- 
folgung des Gesetzbcfehls angehalten wer- 
den kann, Ist also im öffentlichen Bereich für 
eine Einhaltung der Vorschriften ausreichend 
gesorgt. Einer Strafvorschrift, die sich im 
Endergebnis gegen den Minister richten 
würde, bedarf es nicht. 

Zu § 78 

Das Personalvertretungsgesetz enthält neben 
arbeitsrechtlidien Bestandteilen auch solche 
Regelungen, die auf öffentlichem Recht be- 
ruhen. Es Ist eine selbstverständliche Folge- 
rung aus der gesetzlichen Regelung, daß an- 
ders als Im reinen Arbeitsrecht die Bestim- 
mungen des Personalvertretungsgesetzes nicht 
als eine Festlegung von Mindestbedingungen 
angesehen werden, die durdi Vereinbarung 
der Sozialpartner beliebig erweitert werden 
könnte. 

Zu § 82 

Die Rechtsverhältnisse der im öffentlichen 
Dienst stehenden Personen kann der Bund 
in vollem Umfange nur für seinen Bereich 
regeln (Art. 73 Nr. 8 GG). Zur Wahrung ein- 
heitlicher . Lebensverhältnisse ist es aber er- 
forderlich, daß in einem bestimmten Rahmen 
auch die übrigen Dienstherren der Bundes- 
republik zur Bildung von Pcrsonalvertre- 
tungen und zur Regelung ihrer Befugnisse 
verpflichtet werden. 

Die Kirchen und sonstige Religionsgesell- 
schaften sind grundsätzlich von der Regelung 
der Rechtsverhältnisse der in ihrem Dienst 
stehenden Personen ausgenommen. Ihnen 
muß daher audi die selbständige Entschei- 
dung überlassen bleiben, ob sie Personalver- 
tretungen elnsetzen wollen. 
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Anlage 2 


Änderungsvorschläge des Bundesrates 


1. Die Eingangsworte des Gesetzes werden 
wie folgt gefaßt: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung 
des Bundesrates das folgende Gesetz be- 
schlossen:“. 

Begründung 

Mindestens die Bestimmungen des § 82 
Abs. 1 des Entwurfs enthalten Vorschrif- 
ten über das Verwaltungsverfahren der 
landeseigenen Verwaltung im Sinne von 
Art. 84 Abs. 1 GG. Das Gesetz bedarf da- 
her der Zustimmung des Bundesrates. 

2, § 2 Abs. 2 wird wie folgt neu gefaßt: 

„(2) Eine Gruppe im Sinne dieses Ge- 
setzes bilden: 

a) die Beamten, 

b) die Angestellten, 

c) die Arbeiter. 

Der Gruppe der Beamten sind auch die 
Richter zuzurechnen.“ 

Begründung 

Nach § 2 Abs. 2 in der Fassung der Re- 
gierungsvorlage bleibt es zunächst unklar, 
welche der in § 2 Abs. 1 genannten Per- 
sonen eine Gruppe bilden. Das ergibt sich 
vielmehr erst aus einem Nebensatz in § 6. 
Zur Klarstellung sollte bereits in § 2 
Abs. 2 gesagt werden, welche Personen 
eine Gruppe bilden. 

Weiterhin gäbe es nach § 2 Abs. 2 in der 
Fassung der Regierungsvorlage keine 
Gruppe der Beamten, sondern nur eine 
Gruppe der „Beamten und Richter“. 
Dementsprechend müßten alle Vorschrif- 
ten des Entwurfs, in denen von der 
Gruppe der Beamten die Rede ist, geän- 
dert werden. 


3. § 6 erhält folgende Fassung: 

4 6 

Der zuständige Bundesminister kann 
durch Reditsverordnung bestimmen, daß 
Bedienstete abweichend von den Vorschrif- 
ten der §§ 3 bis 5 einer anderen Gruppe 
zugeteilt werden, wenn ihre künftige 
Laufbahn ein Überwechseln in diese 
Gruppe erv/arten läßt. Die Rechtsverord- 
nung bedarf nicht der Zustimmung des 
Bundesrates.“ 

Begründung 

Die vorgeschlagene Fassung bringt klarer 
zum Ausdruck, daß eine von den §§ 3 
bis 5 abweidiende Gruppeneinteilung nur 
im Hinblick auf die künftige Laufbahn 
des Bediensteten erfolgen darf. Sie be- 
stimmt Inhalt, Zweck und Ausmaß der 
Ermächtigung hinreichend konkret, was 
bei der Fassung der Regierungsvorlage 
nicht der Fall ist. 

Die zu erlassende Rechtsverordnung hat 
Wirkung nur für Bedienstete des Bundes. 

4. In § 7 Abs. 1 am Ende werden nach dem 
Wort „Verwaltungen“ die Worte „und 
Gerichte“ eingefügt. 

Begründung 

Anpassung an die neue Fassung des § 1 
Abs. 1. 

5. In § 9 Abs. 3 werden die Buchst, c und d 
gestrichen. 

Begründung 

Diese Vorschriften sind teils überflüssig, 
teils könnten sie zu besonderen Schwie- 
rigkeiten in der Praxis führen. 
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6. Zu § 15 

a) Abs. 2 erhält folgende neue Fassung: 

„(2) Beamte, Angestellte und Ar- 
beiter wählen die Betriebsvertretungen 
gemeinsam, es sei denn, daß in Fällen, 
in denen die Personalvertretung aus 
mehr als einer Person besteht, eine 
Gruppe in getrennter geheimer Ab- 
stimmung die Gruppenwahl beschlos- 
sen hat.“ 

Begründung 

Es muß grundsätzlich z. B. einem An- 
gestellten der Dienststelle unbenom- 
men sein, auch einen Beamten seines 
Vertrauens zu seinem Vertreter im 
Personalrat zu wählen und umgekehrt. 
Die starre Vorschrift des Entwurfs 
wird diesem Grundsatz nicht gerecht. 

b) Abs. 3 Satz 1 erhält folgende neue 
Fassung: 

„Die Wahl erfolgt unter Beachtung 
der Vorschrift des § 13 nach den 
Grundsätzen der Persönlichkeitswahl.“ 

Begründung 

Die Mitglieder sollen wegen ihrer 
menschlichen Eigenschaften gewählt 
und es soll einer Politisierung der 
Wahlen vorgebeugt werden. 

c) In Abs. 4 werden nach dem Wort 
„nur" die Worte „bei seiner Gruppe 
und" eingefügt. 

Begründung 

Die Einfügung dient der Klarstellung. 

7. § 17 Abs. 2 wird gestrichen und der bis- 
herige Abs. 1 wie folgt neu gefaßt: 

„(1) Spätestens sechs Wochen vor Ab- 
lauf seiner Amtszeit soll der Personalrat 
eine Personalversammlung einberufen, in 
der ein aus drei Wahlberechtigten bestehen- 
der Wahlvorstand zu wählen und einer 
der Gewählten zum Vorsitzenden zu be- 
stellen ist. Im Wahlvorstand müssen in 
Dienststellen mit Beamten, Angestellten 
und Arbeitern sämtliche Gruppen vertre- 
ten sein." 

Begründung 

Durch die Neufassung wird eine größere 
Unabhängigkeit der neuen Wahlvorstände 
erreicht. 


8. In § 20 Abs. 1 wird folgender Satz 2 an- 
gefügt: 

„Insbesondere darf kein Wahlberechtigter 
in der Ausübung des aktiven und passiven 
Wahlrechts beschränkt werden." 

Begründung 

Diese Hervorhebung, die in dem ur- 
sprünglichen Entwurf enthalten war, er- 
scheint geboten. 

9. Die §§ 22, 25, 31, 39, 40, 41, 43, 48 und 
49 sind in ihrer Formulierung mit dem 
Wortlaut der sachlich gleichartigen Be- 
stimmungen des Betriebsverfassungsge- 
setzes in Übereinstimmung zu bringen. 

1 0. § 24 Abs. 3 wird gestrichen. 

Begründung 

Der Absatz erscheint überflüssig. 

11. In § 27 werden hinter dem Wort 

„schwebt" die Worte „und der Beamte 
des Dienstes enthoben ist“ eingefügt. 

Begründung 

Die Einfügung dient der Klarstellung. 

12. Zu § 36 

a) In Satz 1 werden die Worte „der 
Personal Vertretung“ durch die Worte 
„dem Personalrat" ersetzt. 

Begründung 

Die Änderung dient der Klarstellung. 

b) Satz 2 wird wie folgt neu gefaßt: 

„Bei Angelegenheiten, die lediglich 
die Angehörigen einer Gruppe betref- 
fen, ist auf Antrag der Vertreter der 
beteiligten Gruppe nur von dieser zu 
beraten und abzustimmen." 

Begründung 

Die Neufassung dient der Wahrung 
der Minderheitsrechte. 

13. Dem § 50 wird folgender neuer Satz 2 
angefügt: 

„Die Rechtsverordnung bedarf nicht der 
Zustimmung des Bundesrates.“ 

Begründung 

Die zu erlassende Rechtsverordnung hat 
Wirkung nur für Bedienstete des Bundes. 
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14. An die Stelle der §§ 55, 56 und 57 wird 
folgender neuer § 55 gesetzt: 

4 55 

(1) Aufgabe des Personalrates ist, die 
Interessen der Angehörigen des öffent- 
lichen Dienstes gegenüber der Dienststelle 
wahrzunehmen. Der Personalrat hat jede 
parteipolitische Betätigung in der Dienst- 
stelle zu unterlassen. Er hat sich für die 
die Wahrung der Vereinigungsfreiheit der 
Angehörigen des öffentlichen Dienstes 
einzusetzen.“ 

Abs. 2 wird der bisherige § 57 Abs. 1. 

Abs. 3 wird der bisherige § 57 Abs, 2. 

Begründung 

Aus der bisherigen Fassung der §§ 55 
bis 57 könnte unmittelbar auf die Zu- 
lässigkeit von Arbeitskämpfen im öffent- 
lichen Dienst geschlossen werden. 

15. In § 64 Abs. 1 werden die Worte „mit 
allgemeiner Verbindlichkeit“ ersatzlos ge- 
strichen. 

Begründung 

Der Begriff der Allgemeinverbindlichkeit 
hat im Arbeitsrecht (§ 5 TVO) eine 
andere fest umnssene Bedeutung. 

16. In § 66 wird der Buchst, e gestrichen. 
Begründung 

Die Vorschrift kann an dieser Stelle zu 
Mißdeutungen und Verwechslungen An- 
laß geben. Sie ist ohnehin sachlidi in an- 
deren Vorschriften (z. B. in §§ 69, 71, 72 
und 74) enthalten. 

17. Zu § 69 

a) Abs. 1 Nr. 1 Buchst, d wird ersatzlos 
gestrichen. 

Begründung 

Es handelt sich um eine ausgesprochene 
Rechtsfrage, bei der der Personalrat 
lediglich soziale, nicht dagegen juristi- 
sche Gesichtspunkte geltend machen 
kann. 

b) In Abs. 1 Nr. 1 Buchst, e wird das 
Wort „Widerrufsbeamten“ durch die 
Worte „Beamten auf Probe und auf 
Widerruf“ ersetzt. 

Begründung 

Die Gleichstellung erscheint geboten. 


c) In Abs. 1 Nr. 2 wird folgender 
Buchst, c angefügt: 

„c) Kündigung.“. 

Begründung 

Angestellte und Arbeiter bedürfen in- 
soweit der Gleichstellung mit den Be- 
amten auf Probe und den Beamten auf 
Widerruf, da die Bestimmungen des 
Kündigungsschutzgesetzes erst nach- 
träglidi zum Zuge kommen. 

18. In § 70 werden die Worte „bei Beamten 
und Arbeitnehmern“ gestrichen. 

Begründung 

Die Worte sind überflüssig. Ihre Strei- 
chung bewirkt, daß audi Richter unter die 
Bestimmungen von § 70 fallen. Das 
könnte sonst zweifelhaft sein. 

19. In § 74 wird das Wort „Mitbestimmung“ 
durch das Wort „Mitwirkung“ ersetzt. 

Begründung 

Ein Mitbestimmungsrecht des Personalrats 
ist mit dem allgemeinen Organisations- 
prinzip der öffentlichen Verwaltung im 
vorliegenden Falle nicht vereinbar. 

20. In § 76 Abs. 2 Satz 2 werden die Worte 
„eingezogen werden“ durch die Worte 
„für verfallen erklärt werden“ ersetzt. 

Begründung 

Nadi § 40 StGB werden nur Gegen- 
stände, also körperliche Sachen, eingezo- 
gen, nicht auch Forderungen. Filer soll 
aber die „Einziehung“ von Forderungen 
und des Wertes des Erlangten ermöglicht 
werden. Beides kann dadurch erreicht 
werden, daß der Ausdruck „für verfallen 
erklärt“ verwendet wird (vgl. audi § 335 
StGB). 

21. In § 77 Nr. 1 Buchst, b wird hinter dem 
Wort „über“ eingefügt „die Zuständigkeit 
des Personalrats, des Gcsamtpersonalrats 
und der mehrstufigen Personalvertretung 
und“. 

Begründung 

Eine Regelung für die Entscheidung der 
oben bezeichneten Zuständigkeiten ist 
erforderlich. 

22. Zu den §§ 80 und 81 

a) den §§ 80 und 81 wird folgender 
neuer Satz 2 angefügt: „Die Rechts- 
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Verordnung bedarf nicht der Zustim- 
mung des Bundesrates.“ 

Begründung 

Die Rechtsverordnung hat dann Wir- 
kung nur für Bedienstete des Bundes. 

b) In § 81 wird vor dem letzten Wort 
„gelten“ das Wort „nicht“ eingefügt. 

Begründung 

Die Ergänzung dient der Zweckmäßig- 
keit. 

23. Zu § 82 

a) Abs. 1 wird wie folgt neu gefaßt: 

„(1) In den Verwaltungen, Gerich- 
ten und Betrieben der Länder, Ge- 
meinden, Gemeindeverbände und der 
sonstigen nicht bundesunmittelbaren 
Körperschaften, Anstalten und Stif- 
tungen des öffentlichen Rechts w'er- 
den Personalv'ertretungen gebildet; für 
Richter, Polizeibeamte und Angehö- 
rige von Dienststellen, die bildenden, 
wissenschaftlichen und künstlerischen 
Zwecken dienen, können die Länder 
eine besondere Regelung vorsehen. 
Kirchen und sonstigen Religions- 
gemeinschaften bleibt die selbständige 
Ordnung eines Personalvertretungs- 
redits überlassen.“ 

Begründung 

Die besondere verwaltungsorganisato- 
rische Lage in den angegebenen 
Dienstbereichen erfordert eine Sonder- 
behandlung. 

b) Abs. 2 wird gestrichen. 


Begründung 

Die Länder sollen bei der landesrecht- 
lichen Regelung der Personalvertre- 
^ tungen im öffentlichen Dienst nicht 
durch einengende Vorschriften be- 
schränkt worden. 

24. § 85 erhält folgende neue Fassung: 

4 85 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des 
§ 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungs- 
gesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund der 
in diesem Gesetz enthaltenen Ermächti- 
gung erlassen werden, gelten im Land 
Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungs- 
gesetzes.“ 

Begründung 

Die vorgeschlagene Neufassung ergibt sich 
aus den Bestimmungen des Dritten Über- 
leitungsgesetzes und entspricht der For- 
mulierung, wie sie die Bundesregierung 
durch Kabinettsbeschluß vom 7. Dezem- 
ber 1952 einheitlich festgelegt hat. 

25. § 86 erhält folgende neue Fassung: 

4 86 

Dieses Gesetz tritt einen Monat nach 
seiner Verkündung in Kraft.“ 

Begründung 

Die Fiinausschiebung des Inkrafttretens 
um einen Monat ist notwendig, um zu 
erreichen, daß das Gesetz im Lande Ber- 
lin zum gleichen Zeitpunkt in Kraft ge- 
setzt werden kann, wie im Bundesgebiet. 
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Anlage 3 


Stellungnahme 

der Bundesregierung zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


T. 

Die Bundesregierung stimmt den Vorschlägen 
des Bundesrates zu den §§ 2 Abs. 2; 7 Abs. 1 ; 
15 Abs. 4: 20 Abs. 1; 36 Satz 1; 64 Abs. 1; 
66; 69 Abs. 1 Nr. 1 und 2; 70; 74; 76 Abs. 2 
Satz 2; 77 Nr. 1 Buclist. b; 81; 85 und 86 
(vgl. Nr. 2, 4, 6c, 8, 12a, 15, 16, 17 a bis c, 
18, 19, 20, 21, 22 b, 24, 25 der Änderungs- 
vorschläge) zu. 

11 . 

Zu den übrigen Vorschlägen Ist zu bemerken: 

1. Eingangsformcl 

Die Bundesregierung hält das Gesetz nicht 
für zustimmungsbedürftig. Weder § 82 

Abs. 1 noch Abs. 2 enthalten Vorsdtriften, 
die die Einrichtung von Behörden bedingen 
oder ein Tätigwerden der Länder im Sinne 
eines Verwaltungsverfahrens auslösen, so daß 
ein Fall des Y\rt. 84 Abs. 1 letzter Eialbsatz 
GG nicht gegeben ist. Die Eingangsformel 
muß daher lauten: „Der Bundestag hat das 
folgende Gesetz beschlossen:“ 

2. Zu § 6 

Der vom Bundesrat vorgesdilagencn Fassung 
des § 6 kann zugestimmt werden, jedoch 
muß der letzte Satz entfallen. Der Fiinweis 
auf die Zustimmung des Bundesrates Ist nicht 
erforderlidi, da das ganze Gesetz nicht als 
zustimmungsbedürftig angesehen wird. 

3. Zu § 9 Abs. 3 

Die Budist. c und d in § 9 Abs. 3 sind erfor- 
derlidi. Der in Buchst, c umschriebene Per- 
sonenkreis muß von dem Wahlrecht ausge- 
sdilosscn bleiben. Die Anwendungsfälle des 
Buchst, c werden gerade im öffentlidien 
Dienst Vorkommen. Aud'i das Betriebsver- 


fassungsgesetz enthält in § 4 Abs. 2 Buchst, e 
eine ähnliche Bestimmung. 

Die Zuerkennung des Wahlrechts für Per- 
sonen, die nodi nicht die halbe regelmäßige 
Arbeitszeit leisten, ist unbegründet. 

4. Zu § 15 Abs. 2 

Bei Beschäftigung von Beamten, Angestellten 
und Arbeitern nebeneinander ist im Interesse 
des Minderheitenschutzes als Grundsatz die 
Gruppenwahl erforderlich. Es ist reclitlich 
inkonsequent, die Gemeinschaftswahl, die bei 
Verwirkllcl'iung des Minderheitenschutzes 
eine Ausnahme bilden muß, zur Regelform 
zu bestimmen und für die Durchsetzung des 
Grundsatzes einen besonderen Bescltluß zu 
fordern. An dem Vorschlag der Regierungs- 
vorlage wird festgehalten. 

5. Zu § 15 Abs. 3 Satz 1 

Der Begriff der Persönlidikeitswahl steht 
nicht im Gegensatz zu dem der Verhältnis- 
wahl. Auch die Verhältniswahl schließt nicht 
aus, daß sich Innerhalb der Listen die Wähler 
für die eine oder andere Persönlichkeit ent- 
scheiden. An der Fassung der Regierungsvor- 
lage wird daher festgehalten. Dem Wunsch 
des Bundesrates kann durch die Wahlordnung 
entsprochen werden. 

6. Zu § 17 Abs. 2 

Der Vorschlag des Bundesrates, den Wahlvor- 
stand von der Personalversammlung statt von 
dem scheidenden Personalrat bestellen zu 
lassen, würde bei großen Verwaltungen und 
Betrieben zu einer zusätzlichen Erschwerung 
führen, weil die Personalversammlung eigens 
zu diesem Zweck stattfinden müßte. Die Be- 
stellung des Wahlvorstandes durch den schei- 
denden Personalrat entspricht Im übrigen 
einer allgemeinen Praxis und den Bestim- 
mungen des Betriebsverfassungsgesetzes 
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(§ 15). Es wird daher vorgeschlagen, es bei 
dem Entwurf der Bundesregierung zu lassen. 

7. Zu den §§ 22, 25, 31, 39, 40, 41, 43, 48 
und 49 

Die Abweichung im Wortlaut des Regie- 
rungsentwurfs von den entsprechenden Be- 
stimmungen des Betriebsverfassungsgesetzes 
(§§ 20 Äbs. 1 und 2, 23, 28, 33, 36, 37, 39, 
44 und 45) sind teilweise durch die seit der 
Verabschiedung des Betriebsverfassungs- 
gesetzes eingetretene Entwicklung begründet. 
An der Fassung des Regierungsentwurfs wird 
daher festgehalten. 

8. Zu § 24 Abs. 3 

Mit Rücksicht auf die bereits eingetretenen 
Falle bei Bildung der Bundesministerien aus 
Verwaltungen des Vereinigten Wirtsdiafts- 
gebictes erscheint § 24 Abs. 3 nicht über- 
flüssig. An der Regierungsvorlage wird daher 
festgehalten. 

9. Zu § 27 

Dem Änderungsvorschlag des Bundesrates 
kann zugestimmt werden, jedoch muß die 
Fassung lauten: 

„Die Mitgliedsdiaft im Pcrsonalrat ruht, 
solange ein förmliches Disziplinarverfahren 
schwebt und der Beamte vorläufig des 
Dienstes enthoben ist (§ 78 BDO in der 
Fassung der Anlage zum Gesetz zur Ände- 
rung und Ergänzung des Dienststrafrechts 
vom 28. Novemiber 1952 — Bundes- 

gesctzbl. I S. 761 — ).“ 

10. Zu § 36 Satz 2 

Der Vorschlag des Bundesrates reicht für die 
klare Scheidung der Befugnisse nicht aus. Die 
Beratung und Beschlußfassung über die Ange- 
legenheiten nur einer Gruppe ist mit Rück- 
sidit auf die Sachkenntnis und das Interesse 
ohne weiteres und nicht nur auf Antrag dieser 
Gruppe zu überlassen. Gegen die gemeinsame 
Beratung bestehen nach Auffassung der Bun- 
desregierung audt in diesem Falle keine Be- 
denken. 

11. Zu § 50 

Der Fiinweis auf die Zustimmung des Bun- 
desrates kann entfallen, da das ganze Gesetz 
nicht als zustimmungsbedürftig angesehen 
wird. 

12. Zu §§ 55 bis 57 

Die Bundesregierung muß daran festhalten, 
daß die allgemeine Friedenspflicht und die 


Untersagung von Arbeitskämpfen einer aus- 
drücklichen Festlegung bedürfen (§ 55 Abs. 2). 
Der Fiinweis, daß Arbeitskämpfe tariffähiger 
Parteien durch diese Regelung nicht berührt 
werden, dient lediglich der Klarstellung. Die 
Bedenken des Bundesrates, daß hieraus auf eine 
rusdrückliche Anerkennung der Zulässigkeit 
von Arbeitskämpfen im öffentlichen Dienst 
geschlossen werden könne, werden nicht ge- 
teilt. Auch der Fiinweis in § 56, daß der 
Personalrat bei der Ausübung seiner Befug- 
nisse an die Bestimmungen des Grundgesetzes 
gebunden Ist, wird für zweckmäßig erachtet. 
An der Fassung der Regierungsvorlage wird 
festgehalten. 

13. Zu §§ 80 und 81 

Der Hinweis auf die Zustimmung des Bundes- 
rates kann entfallen, da das ganze Gesetz nicht 
als zustimmungsbedürftig angesehen wird. 

14. Zu § 82 Abs. 1 

Der Einschaltung des Wortes „Gerichten“ 
hinter dem Wort „Verwaltungen“ in Abs. 1 
Satz 1 wird zugestimmt. 

Der einsdiränkende Zusatz, daß die Länder 
für Richter, Polizeibeamte und Angehörige 
von Dienststellen, die bildenden, wissenschaft- 
lichen oder künstlerischen Zwecken dienen, 
eine besondere Regelung vorsehen können, 
könnte im Zusammenhang mit dem ersten 
Satz des § 82 Abs. 1 nur bedeuten, daß für 
diesen Personenkreis Personalvertretungen 
nicht gebildet werden müssen. Dem kann 
nicht zugestimmt werden; das Recht der Per- 
sonalvertrctung sollte keinem öffentlichen 
Bediensteten vorenthalten werden. 

15. Zu § 82 Abs. 2 

Dem Vorschlag des Bundesrates, den Ländern 
völlige Freiheit bei der Gestaltung des Perso- 
nalvcrtretungsrechts zu lassen, kann nicht 
entsprochen werden. Die Einheitlichkeit des 
Dienstrechts erfordert eine möglichst weit- 
gehende Übereinstimmung in den grundsätz- 
lichen Fragen des Personalvertrctungsrechts 
bei Bund, Ländern und Gemeinden. Rahmen- 
vorschriften werden daher grundsätzlich für 
notwendig gehalten. Die im § 82 Abs. 2 auf- 
geführten Vorschriften stellen das Mindest- 
maß dessen dar, was in Bund und Ländern 
übereinstimmend geregelt werden muß. Mit 
Ausnahme von § 38, der auf § 22 verweist 
(eine Bestimmung, die jedod'i nicht zur Rah- 
nienvorschrift erklärt ist), hält die Bundes- 
regierung daher an der Fassung ihres Ent- 
wurfs fest. 
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